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VORWORT 

Der vorliegende Band der Speyerer Forschungsberichte gibt die Re­
ferate wieder, die während des von mir geleiteten 10. Forschungssemi­
nars des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung bei der Hoch­
schule für Verwaltungswissenschaften Speyer und des Arbeitsausschus­
ses "Straßenrecht" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver­
kehrswesen am 26./27. Oktober 1992 in Speyer gehalten wurden.1 

Drei Referate dienten Straßenbaujuristen aus Bund und Ländern 
sowie Hochschullehrern, Richtern, Rechtsanwälten und Vertretern von 
Verbänden2 als Grundlage, um aktuelle Entwicklungen bei der Ver­
kehrswegeplanung und der Regelung des Innenstadtverkehrs zu erör­
tern. Wegen der teilweise kontroversen Diskussionen wird auf die Ta­
gungsberichte von Rechtsanwalt und Notar Dr. Bernhard Stüe?, Asses­
sorin Petra Bü/ow4

, Assessor Martin Pfeif und Rechtsanwalt Joachim 
Würkner6 verwiesen. 

1 Über die vorangegangenen neun Forschungsseminare vgl. die Speyerer For­

schungsberichte 23. 42, 49, 55, 65, 75, 85. 95 und 105. Dazu die Dokumentation in 

Blümel (Hrsg.), Abweichungen von der Planfeststellung, Speyerer Forschungsbe­

richte 85, 1990. S. 1 f. 

2 Vgl. das Teilnehmerverzeichnis unten S. 82. 

3 DVBl. 1992. 1528 ff. 

4 Zur Veröffentlichung in der Zeitschrift "Landes- und Kommunalverwaltung" 

(LKV 2/1993) vorgesehen. 

5 Zur Veröffentlichung in der Zeitschrift "Die Öffentliche Verwaltung" (1993) vor­

gesehen. 

6 Zur Veröffentlichung in der "Neuen Zeitschrift für Verwaltungsrecht" {1993) 

vorgesehen. 
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„ 
Die Referate des ersten Tages von Hans Jörg Klofat', kaufmännisch/ 

juristischer Geschäftsführer der Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs­
und -bau-Gesellschaft mbH (DEGES). und Univ.-Prof. Dr. Rainer ' /, 

Waht8 beschäftigten sich - nach meiner kritischen Einführung9 
- mit 

der Einschaltung privater Planungsgesellschaften beim Verkehrswege­
bau 10 am Beispiel der am 7. Oktober 1991 durch Gesellschaftsvertrag 
zwischen dem Bund, den neuen Ländern und der Rhein-Main-Donau­
AG gegründeten DEGES11. Dieser neue Weg wurde beschritten, um 

7 Vgl. unten S. 7 ff. 

8 Vgl. unten S. 24 ff. 

9 Vgl. dazu näher Blümel, Verkehrswegeplanung in Deutschland, in: Blümel, Ma­

giera. Menen. Sommermann, Verfassungsprobleme im vereinten Deutschland, 

Speyerer Forschungsberichte 117, 1993 (in Vorbereitung): ferner Stüer, DVBl. 

1992. 1528. 

10 Neben der DEGES (für die Bundesfernstraßen): die bereits im Juli 1990 gegrün­

dete Planungsgesellschaft Schnellbahnbau Hannover-Berlin mbH (PGS H/B) 

und die im August 1991 gegründete Planungsgesellschaft Deutsche Einheit mbH. 

Gesellschafter der beiden Planungsgesellschaften für den Bahnbau sind jeweils 

die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Reichsbahn. 

Zu den drei privaten Planungsgesellschaften verfügten die Teilnehmer über fol­

gende Seminarunterlagen: 

Neue Wege für Organisation der Bahnbau-Planung. Die Bundesbahn 1991. 1192; 

Keine AJtemative zu Planungsgesellschaften Deutsche Einheit, Die Deutsche 

Bahn 1992, 711 f.; Hoffrnann-Burchardi, Führt die Verlagerung der Planung von 

Infrastrukturmaßnahmen auf Gesellschaften des privaten Rechts zu einer zügige­

ren Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur in den neuen Bundesländern?, LKV 

1992, 322 ff. Vgl. im übrigen: Weber/Amhold, Schnellbahnverbindung Hannover­

Berlin (Abschnitt Oebisfeide-Staaken ein Jahr nach dem Planungsstart), Die 

Bundesbahn 1991, 977 ff.; dies., Schnellbahnverbindung Hannover-Berlin 

(Streckenausrüstungen im Abschnitt Oebisfeld-Staaken), Die Deutsche Bahn 

1992, 1069 ff. (1073 f.). 

11 Vgl. dazu auch o. Verf., DEGES - Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und 

Baugesellschaft mbH in Berlin gegründet, StrA 1991, 617 ff.; ferner die Nach­

weise in Fußn. 9. 
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• -w • „,., ...i - „,.. „ T „ il 11 . ..--. • 'I .._. "II ". u12 •• • 
msbesondere d1e l / "v erkehrsproJeI<te ueutscne cmneit"-- zugig zu ver-

wirklichen. 

Am zweiten Tag des Forschungsseminars befaßten sich die Teilneh­
mer auf der Grundlage des von Univ.-Prof. Dr. Udo Steiner vorgetrage­
nen Referates mit den ltMöglichkeiten und Grenzen einer Verringerung 
der Kraftfahrzeugmengen im Innenstadtbereich mit den Mitteln des 

Straßen-/Straßenverkehrsrechts" .13 

In der anschließenden "Aktuellen Stunde" ging es zunächst um die 

Erfahrungen mit dem Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz vom 
16.12.1991 (BGBI. I S. 2174) und erneut um die verfassungsrechtliche 
Problematik von lnvestitionsmaßnahmengesetzen14, nachdem inzwi­
schen von der Bundesregierung als Pilotprojekt der Entwurf eines Ge­
setzes über den Bau der ltSüdumfahrung Stendar1 der Eisenbahnstrecke 
Berlin-Oebisfelde15 vorgelegt worden ;ar. Ein weiteres Thema bildete 
die Absicht der Bundesregierung, die Regelungen des Verkehrswegepla­
nungsbeschleunigungsgesetzes auch auf die alten Bundesländer zu über-

12 Vgl. dazu: Der Bundesminister für Verkehr (Hrsg.), Verkehrsprojekte Deutsche 

Einheit, 2. Aufl., Stand: Januar 1992; Der Bundesminister für Verkehr (Hrsg.), 

Bundesverkehrswegeplan 1992 (BWVP '92), Juli 1992, S. 18 ff.; Entwurf eines 

Vierten Gesetzes zur Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes ( 4. 

FStrAbÄndG), ST-Drucks. 12/3480 und 12/3481 (Bedarfsplan für die 

Bundesfernstraßen). 

13 Vgl. unten S. 59 ff. Das Referat ist eingegangen in den Beitrag von Steiner, 

Rechtsprobleme hoheitlicher Eingriffe in den Innenstadtverkehr, DVBI. 1992, 

1561 ff. 

14 Vgl. dazu bereits (m.w.N.) Blümel (Hrsg.), Verkehrswegeplanung in Deutsch­

land, Speyerer Forschungsberichte 105, 2. Aufl. 1992. 

15 BR-Drucks. 513/92; BT-Drucks. 12/3477. Der Gesetzentwurf vrorde am 

29.10.1992 vom Deutschen Bundestag an den Verkehrsausschuß übetwiesen. 

Dieser beschloß am 11.11.1992, zu dem Gesetzentwurf die Meinung von Exper­

ten einzuholen. Vgl. dazu wib 18/1992, S. 43; wib 20/1992, S. 46; Die Deutsche 

Bahn 1992, 929 ff., 1321. 
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. 16 ....- • 'f 'I . 9 ....-. , .r • ~ • T T • r 1 tragen. -- lnZWiscnen nat aer tnrwurr emes ueserzes zur v erennacnung 
der Planungsverfahren für Verkehrswege (Planungsvereinfachungsgesetz 
- PlVereinfG)17 am 18.12.1992 den Bundesrat im ersten Durchgang 
passiert18. Schließlich wurde in der ttAktuellen Stunde0 über den Stand 
der Straßenrechtsgesetzgebung in den neuen Bundesländern auf der 
Grundlage des 11Musterentwurfs für ein Länderstraßengesetz11 (1991) 19 

berichtet. Es ist beabsichtigt, die Straßengesetze der neuen Bundeslän­
der20 nach ihrem Inkrafttreten in den Speyerer Forschungsberichten zu 
dokumentieren21

. 

16 Den Seminarteilnehmern lag der Maßnahmenkatalog zur allgemeinen. das ge-

samte Bundesgebiet umfassenden Planun~beschleunigung (Beschluß des Bun-

deskabinetts vom 15.7.1992) vor. 

17 BR-Drucks. 756/92. Vgl. dazu auch Die Deutsche Bahn 1992, 1320 f. 

18 BR-Drucks. 756/92 (Beschluß). 

19 Abgedruckt bei Blümel (Hrsg.). aaO (Fußn. 10), S. 415 ff. Vgl. dazu auch Kern. 

Überarbeitung des Musterentwurfs für ein Länderstraßengesetz. ebenda, S. 75 

ff.: Blümel. Vorwurt, ebenda. S. 1 ff. (3). 

20 Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG) vom 11.6.1992 (GVBI. I S. 186); 

dazu StrA 1992, 393. Vg1. im übrigen: Entwurf eines Straßen- und Wegegesetzes 

für das Land Mecklenburg-Vorpommern. LT-Drucks. 1/1770 vom 30.4.1992; -

Entwurf eines Straßengesetzes für den Freistaat Sachsen (Sächsisches Straßenge­

setz - SächsStrG). LT-Drucks. 1/2057 vom 29.6.1992; dazu LKV 1992, 372; -

Entwurf eines Straßengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) = Art. 

1 des Entwurfs eines Gesetzes über die Einführung straßen- und verkehrsrechtli­

cher Vorschriften. LT-Drucks. 1/1840 vom 25.9.1992. 

21 Die Probleme der Verfahrensbeschleunigung werden auch Gegenstand des vom 

3.-5.3.1993 unter dem Dach des Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung 

(Wissenschaftliche Leitung: Univ.-Prof. Dr. Willi Blümel und Univ.-Prof. Dr. 

Rainer Pitschas) stattfindenden Forschungsseminars über die ttReform des Ver­

waltungsverfahrensrechts" sein. 

Die vom 25.-27.10.1993 in Speyer unter meiner Leitung stattfindende Verwal­

tungswissenschaftliche Arbeitstagung "Verkehrswegerecht im Wandel" wird sich 

neben der Bahnstrukturreform (Privatisierung, Regionalisierung) und der Privat­

finanzierung von Verkehrsprojekten auch mit dem neuen Verkehrswegepla­

nungsrecht beschäftigen. 
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Mein Dank gebührt den drei Referenten sowie allen Diskussionsteil­
nehmern, die durch ihre Thesen bzw. Wortbeiträge zum Gelingen des 
Forschungsseminars beigetragen haben. Bedanken möchte ich mich fer­
ner bei meinem Assistenten Assessor Martin Pfeil, der auch - zusam­
men mit Assessorin Petra Bülow - an der redaktionellen Betreuung die­
ses Forschungsberichts beteiligt war. Mein weiterer Dank gilt meinen 
Sekretärinnen Erika Köge! und Marliese Dietrich sowie den Mitarbeitern 
des Fortbildungs- und Tagungssekretariats der Hochschule Speyer für 

ihre tatkräftige Unterstützung. Um die schnelle Erstellung dieses For­
schungsberichts hat sich Frau Elisabeth Lerchenmüller verdient gemacht. 

Speyer, im Januar 1993 Willi Blüme/ 
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EINSCHALTUNG PRIVATER BEIM VERKEHRS­

WEGEBAU 

Von Hans Jörg Klofat 

1. ALLGEMEIN 

7 

Nachdem ich nur für DEGES sprechen kann und will, möchte ich 
eine Eingrenzung meines Themas \\ie folgt vornehmen: 

ltEinschaltung eines Privaten in einen wesentlichen Teil des 
Bundesfernstraßenbaues, die Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit, in den neuen Bundesländern.lt 

Diese Eingrenzung ist notwendig, weil auch der Schienenbau zum 
Verkehrswegebau zählt und dort letztlich eine andere Ausgestaltung als 

bei DEGES erforderlich war. 

Man könnte die "Einschaltung" der DEGES sogar noch plastischer 
beschreiben, indem man zwei Begriffe aus dem Vertragswerk, das zur 

Gründung der DEGES geschaffen wurde, verwendet, nämlich die Be­
auftragung mit 

Bauherren- und Hausherrenaufgaben. 

Im übrigen wird daran erinnert, daß die Einschaltung Dritter im 
Straßenbau in unterschiedlicher, wenn auch nicht so umfassender Art 
wie im Falle DEGES, bereits durchaus üblich ist und sicher weiterhin 

zunimmt. 

Eine weitere Eingrenzung ist notwendig: 

Mein Beitrag ist aus der Sicht des "eingeschalteten Privaten", nicht 
aus der Sicht der zuständigen Landes- oder Bundesbehörde zu verste-
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hen. Primäre Aufgabe der DEGFS ist nicht, das neue rechtliche Instru­
mentarium für den Fernstraßenbau in den neuen Ländern auf seine 
verfassungsrechtliche Haltbarkeit hin oder seine Vereinbarkeit mit an­
deren Regeln zu untersuchen, sondern die Möglichkeiten, die es bietet, 

zur raschen Verwirklichung unseres vertraglichen Auftrages anzuwen­
den und in höchstmöglichem Umfang zu nutzen. 

Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz (VwPlBG) und Inve­
stitionsmaßnahmengesetze (IMG) sind das Instrumentarium der Ver­
waltung für und in. den neuen Ländern. DEGES ist wiederum ein In­
strument der neuen Länder und des Bundes (Dienstleister). 

Nachdem DEGES erst knapp ein Jahr existiert und die von den Län-
dern abgeschlossenen Planungsaufträge innerhalb der letzten vier bis 
fünf Monate vollständig und zur weiteren Betreuung übernommen hat, 
kann ich auch noch nicht über viel praktische Erfahrung mit dem neuen 
Instrumentarium berichten. 

(Derzeit laufen die Vorbereitungen für ein IMG für ein Teilstück der 
A 20 Wismar West - Wismar Ost sowie ein Teilstück der A 14 Löbejün 
- Könnern, Planfeststellungsverfahren sind noch nicht eingeleitet.) 

Ich möchte Ihnen deshalb die DEGES vorstellen und berichten über 

den rechtlichen Rahmen 

die Finanzierung 

die innere Organisation 

den Aufbau und 

das Selbstverständnis der DEGES und daraus auch die Rechtferti­
gung der DEGES begründen. 



9 

2. RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER DEGES-KONZEPTION 

2.1 Auftragsverwaltung 

Bundesfernstraßenbau ist gemäß Artikel 90, 104 a GG eine Aufgabe, 
die die Länder im Auftrag des Bundes wahrnehmen (Auftragsverwal­
tung). 

Gründung und Auftrag der DEGES ändern an diesem Sachverhalt 
nichts. Die Beteiligungen des Bundes und der Länder erfolgten nach 
Maßgabe des§ 65 BHO. (Voraussetzung u. a.: Beteiligung nur, 

wenn wichtiges Interesse des Bundes gegeben ist und 

wenn sich der angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher 
auf andere Weise erreichen läßt). 

2.2. Aufgaben der DEGES 

Der DEGES-Aufgabenumfang liegt im Rahmen der Auftragsver­
waltung der einzelnen Länder. 

Diese bedienen sich der DEGES als eines Dritten (beauftragter 
Dritter, ähnlich wie im Bundesabfallrecht), allerdings in einer gegenüber 
der bisherigen Übung umfassenden Beauftragung, nämlich mit der ge­
samten Planung und der Baudurchführung (Bauvorbereitung und Bau­
überwachung), ohne jedoch hoheitliche Aufgaben oder Befugnisse zu 
übertragen. 

Hierzu ist ein umfassendes Vertragswerk erstellt worden: 

fünf gleichlautende Vereinbarungen zwischen dem Bund und je­
dem Land, in welchem genau die Teile der Verkehrsprojekte Deut­
sche Einheit (VPDE) beschrieben sind, die der DEGES zur Be­
treuung übertragen werden, 

ein Konsortialvertra2 zwischen dem Bund. den fünf Ländern und ..... , 

der Rhein-Main-Donau AG (Bundesunternehmen), in welchem 
neben dem wesentlichen Inhalt der Vereinbarungen auch die Be-

1 •1 "1 T T J:" _ t .._ ;• „ • t 1 _ Y'ill 1 • „ 6 • T'°"'ll. scnre1oung aes umrangs aer MlcwrrKung aer Knem-iv1run-uonau 

AG (RMD) erfolgt, mit Schiedsvereinbarung, 
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Gesellschaftsvertrag (Satzung) zwischen Bund, den Ländern und 
RMD, dessen§ 2 den Gegenstand des Unternehmens wie folgt be­
schreibt: 
ttPlanung und - auf der Grundlage von Maßnahmegesetzen oder 
vergleichbarer planerischer Entscheidungsgrundlagen - Bau­
durchführung (Bauvorbereitung und Bauüberwachung) der Bun­
desfernstraßenproj ekte Deutsche Einheit. u 

und schließlich gleichlautende Dienstleistungsverträge zwischen je­
dem Land und der DEGES. 

Ziff. 1 jedes Dienstleistungsvertrages beschreibt den Auftrag des 
Landes wie folgt: 

11Das Land beauftragt die DEGES mit der Planung sowie - auf der 
Grundlage von Investitionsmaßnahmegesetzen oder vergleichbaren 
planerischen Entscheidungsgrundlagen - mit der Baudurchführung 
(Bauvorbereitung und Bauüberwachung) folgender Bundesfern­
straßenprojekte Deutsche Einheit: 
(folgt Beschreibung der jeweils übertragenen Teile der VPDE). 
Hoheitliche Aufgaben und Befugnisse werden mit diesem Auftrag 
nicht übertragen; sie verbleiben beim Land. 11 

Ziff. 2 beschreibt die Aufgabe der Gesellschaft wie folgt: 

"Aufgabe der DEGES ist es, die genannten Bundesfernstraßen­
projekte nach Abstimmung mit der Obersten Landesstraßenbaube­
hörde im Namen und im Auftrag des Landes zu planen sowie die 
mit dem Bau oder Ausbau zusammenhängenden Verträge im Na­
men und auf Rechnung des Bundes abzuschließen und abzuwik­
keln. Bei der Erfüllung des Auftrages sind insbesondere die Pla­
nungs- und Ausführungsarbeiten unter Beachtung des jeweils gel­
tenden Vergaberechtes zu vergeben." 

uie UtGtS ist somit verpflichtet, VOB, VOL, Mitteistandsrichtli­
nien, Richtlinien über die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber, EG­
Vorschriften für europaweite Ausschreibungen ab bestimmten Auf­
tragswerten zu beachten und anzuwenden. 
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Ziff. 6 ncntwurf und Ausführung der Bauvorhaben" iegt fest, 

daß die DEGES Planung und Entwurf nach den Vorgaben und 
Weisungen des RMV, wie sie 1m Rahmen der Rundesanft:ragsver­
waltung bestehen, sowie nach dem einschlägigen Regelwerk er­

stellt, 

daß DEGES das BMV und die Oberste Landesstraßenbaubehörde 
regelmäßig über den Fortgang der Planung informiert bzw. mit die­
sen und den beteiligten Trägern öffentlicher Belange abstimmt, 

wie die Planunterlagen auszusehen haben, 

daß Bund und Land der DEGES bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
die nach den Gesetzen mögliche Unterstützung und Erleichterung 
gewähren. 

In Ziff. 7 wird die Geschäftsführung für den Bund wie folgt beschrie­
ben: 

Zum Zweck des Bundesfernstraßenbaues führt die DEGES im Na­
men, im Auftrag und auf Rechnung des Bundes aus: 

1. Vergabe von Lieferungen und Leistungen, 

2. Erwerb der erforderlichen Grundstücke und sonstigen Rechte für 
die Bundesrepublik Deutschland - Bundesstraßenverwaltung ein­
schließlich Vertretung des Bundes im Enteignungsverfahren, 

3. Entschädigungsvereinbarung mit den vom Bau der Bundesfern­
straßen Betroffenen. 
Bei dem Erwerb von Sachen erwirbt die DEGES den unmittelba­
ren Besitz für den Bund. 

Weiterhin ist festgelegt, daß die DEGES über das jeweilige Land die 
Zustimmung des BMV bei Überschreitung bestimmter Wertgrenzen bei 
der Vergabe von Lieferungen und Leistungen einholt. 

Bei Erwerb von Grundstücken und Rechten sowie der Zahlung von 
Entschädigungen hat DEGES dem Umfang und der Höhe nach die je­
weils für die Enteignung geltenden entschädigungsrechtlichen Bestim­
munf!'.en anzuwenden . ....., 
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Schließlich wird festgeiegt, daß DEGES von den Ländern bereits ab­
geschlossene Planungs- und Bauaufträge zur Abwicklung übernimmt. 

2.3. Abgrenzung zwischen hoheitlicher und nichthoheitlicher Betäti­

gung 

Weil eine derart umfassende Beauftragung eines Dritten durch ein 
Land im Rahmen der Auftragsverwaltung bislang noch nicht erfolgt ist, 
andererseits aber ausdrücklich hoheitliche Aufgaben und Befugnisse 
nicht übertragen werden sollten, wurde es notwendig, die Aufgabener­
füllung der DEGES soweit wie möglich in einzelne Planungs- bzw. 
Ausführungsschritte aufzugliedern und bei jedem dieser einzelnen 
Schritte zu beschreiben, wer welche Handlungen vornimmt. 

Dabei wurde angestrebt, die eigentliche hoheitliche Betätigung auf 
den jeweiligen Kern zu beschränken, um den mit Gründung der DEGES 
verfolgten Zweck, die Straßenbauverwaltungen der neuen Länder we­
sentlich zu entlasten, tatsächlich auch zu erreichen. 

Gleichzeitig wurden die Abstimmungs-, Vorlage- und Zustimmungs­
verpflichtungen, wie sie sich aus den Dienstleistungsverträgen ergeben, 
mit eingebaut, um einen ganzheitlichen Leitfaden zu erhalten. 

2.4 Auftragsumfang 

DEGES betreut von den insgesamt 1900 km der VPDE-Straße ca. 
1100 km, darunter Neubaustrecken in den neuen Ländern von ca. 670 
km sowie 420 km Ausbaustrecken. 

Vom geschätzten Gesamtvolumen in Höhe von 24,6 Mrd. DM ent­
fallen auf den DEGES-Anteil ca. 14,1 Mrd. DM, auf die neuen Länder 
ca. 6 Mrd. DM und auf die alten Bundesländer ca. 4,5 Mrd. DM. 
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3. FINANZIERUNG 

Auch hier bleibt es im Prinzip bei der grundgesetzlich festgelegten 
Finanzierung der Zweckausgaben ( = für Bau und Grunderwerb) durch 
den Bund und der Verwaltungskosten durch das jeweilige Land, woran 
sich der Bund mit einer Pauschale beteiligt. 

3.1 Rechtsgrundlagen 

Gemäß Art. 104 a GG in Verbindung mit § 6 des Gesetzes über ver­
mögensrechtliche Verhältnisse der Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesfernstraßen in der Fassung des Artikels 3 des Finanzanpassungs­
gesetzes vom 30.08.1971 

trägt der Bund bei der Auftragsverwaltung die von ihm veranlaßten 
Zweckausgaben, also die materiell-rechtlichen, aus der Erfüllung 
der Aufgabe erwachsenden Ausgaben, während die Kosten des 
Verwaltungspersonals und der Verwaltungseinrichtungen dem 
Land zufallen. 

Bei der Auftragsverwaltung ist die Verwaltung die Landesaufgabe; 
die zu erfüllende Aufgabe ist tsundesangelegenheit. Daher müssen die 
Kosten für den Bau der Autobahnen vom Bund bezahlt werden, die Ko­
sten für die Autobahnverwaltung dagegen von den Ländern. 

Die Konzeption DEGES geht davon aus, daß die Planungs- und 
Bauüberwachungsleistungen durchweg im größtmöglichen Umfang an 
weitere 11Drittet1 vergeben werden. Hinzu kommen die Kosten der Ver­
waltung der DEGES selbst (Geschäftskosten). 

Aus diesem Grund ist in Ziff. 3 des Dienstleistungsvertrages folgende 
Finanzierungsregelung vorgesehen: 

Der Bund übernimmt die Verwaltungskosten der Gesellschaft min­
destens bis zur Höhe von drei Prozent der Baukosten ( entspre­
chend der Regelung im § 6 Abs. 3 G über die vermögensrechtlichen 
Verh~ltn1sse der RAR und sonstigen Rundesstr~ßen des Fernver­
kehrs). Die Verwaltungskosten, die zwischen drei Prozent und 
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sechs Prozent der Baukosten liegen, werden durch das Land getra­
gen. Darüber hinausgehende Verwaltungskosten werden zwischen 
Bund und Land geteilt. 

Der Bund stellt die Finanzmittel für die Ausgaben für Bauleistun­
gen und Grunderwerb (Zweckausgaben) und die auf ihn entfallen­
den Verwaltungskosten der Gesellschaft - nach Maßgabe der 

verfügbaren Haushaltmittel - bereit. Die auf das Land entfallen­
den Verwaltungskosten der Gesellschaft trägt proj ektbezogen das 
Land. Die DEGES fordert die notwendigen Haushaltmittel be­
darfsgerecht vom Bund und Land an. 

3.2 Finanzierungsregelung fiir DEGES 

Bezüglich der Finanzierung der DEGES trifft der Konsortialvertrag 
in seinem § 4 folgende Aussagen: 

1. Die Ausgaben für Bauleistungen und Grunderwerb der genannten 
Bundesfernstraßenprojekte trägt nach Maßgabe des Artikels 104 a 
GG der Bund als Träger der Bauleistungen. 

2. Bund und Länder tragen die Verwaltungskosten der Gesellschaft 

nach Maßgabe des jeweiligen Dienstleistungsvertrages. Zu den 
Verwaltungskosten zählen auch sämtliche Steuern der Gesellschaft. 
Bis zur Gründung der DEGES erbrachte und von der DEGES 
übernommene Leistungen werden verrechnet. 

3. Mit der Finanzierungsregelung nach Abs. 2 sind sämtliche gegen­
seitigen Ansprüche auf Kostenersatz abgegolten; das gilt insbeson­
dere für Kostenregelungen zur Amtshilfe nach dem Verwaltungs­
verfahrensgesetz. Ausgaben, die bei der Entwurfsbearbeitung und 
Bauaufsicht entstehen, sind ebenfalls abgegolten. 

3.3 Abgrenzung zwischen Zweckausgaben und Verwaltungskosten 

§ 4 des Konsortialvertrages trifft hierzu folgende Regelungen: 

11Für die Abgrenzung zwischen den Ausgaben für Baulei­
stungen und Grunderwerb sowie den Verwaltungskosten 



ist das Schreiben des Bundesministers fiir Verkehr vom 20. 
Juni 1986 (StB 15/38.06.20/01/13VA86) über die Ausga­
benzuordnung maßgebend." 

3.4 Mittelabruf bzw. Mittelanforderung 

15 

Für den Abruf der Bundesmittel bzw. die Anforderung der Landes­
mittel wurde ein Abwicklungsschema entwickelt, das der Aufgabenstel­
lung der privatrechtlichen Organisationsform der DEGES Rechnung 
trägt. 

3.5 Verwendungsnachweise 

Der Bundesrechnungshof und die Rechnungshöfe der Länder haben 
sich damit einverstanden erklärt, daß die DEGES einen vereinfachten 
Verwendungsnachweis erstellt, der unter Berücksichtigung der von 
DEGES zu beachtenden kaufmännischen Grundsätze der doppelten 
Buchführung aus dem Jahresabschluß (Bilanz, Gewinn- und Verlust­
rechnung) entwickelt wird und eine Überleitungsrechnung auf Einnah­
men und Ausgaben enthält. 

Im übrigen sind den zuständigen Stellen des Bundes und der am 
Vertrag beteiligten Länder die Befugnisse aus den §§ 53, 54 HGrG 
(

0 Rechte gegenüber privaten Untemehmen11 sowie "Unterrichtung der 
Rechnungsprüfungsbehörde") eingeräumt. Darüber hinaus sind der 
Bundesrechnungshof und die obersten Rechnungshöfe der Länder be­
rechtigt, die Haushalts- und Wirtschaftsführung der DEGES zu prüfen 
- jeweils nach den entsprechenden Vorschriften der Bundeshaushalts­
ordnung (BHO) unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze. 

4. H..AFTUNG OF.R DF-GF-S 

.Artikel 104 „Abs. 5 GG enthält eine gegenseitige Haftungsregelung 
zwischen Bund und Land im Verhältnis zueinander für eine ordnungs-
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gemäße Verwaitung C'Uer Bund und die Länder ... haften im Verhäitnis 

zueinander für eine ordnungsgemäße Verwaltung."). Es stellt sich die 
Frage, inwieweit DEGES als vom Land beauftragter Dritter nach den 
gleichen Grundsätzen gegenüber Bund oder Land haftet, wie sie der Re­

gelung des Art. 104 a GG zugrunde zu legen sind. Da DEGES als 

Dienstleister für das Land tätig ist, könnten diese Verträge als gemischte 
Verträge gelten, die sowohl Elemente des Dienst- als auch solche des 
Werkvertrages enthalten. Hinzu kommt ein treuhänderisches Element, 

soweit es um den ordnungsgemäßen Einsatz der Bundesmittel für Ge­
schäftsführung für den Bund (Zweckausgaben) geht. 

Bei pragmatischer Sicht der Dinge wird man wohl davon ausgehen 
müssen, daß DEGES dem Land gegenüber für den werkvertraglichen 
Teil ( = Projektmanagement) wie ein Ingenieur und für den dienstver­
traglichen Teil wie ein Geschäftsführer haftet. Eine Haftung direkt dem 

Bund gegenüber wird von uns nicht gesehen. Hier bleibt es wohl bei der 
Haftung des Landes, das aber gegenüber DEGES Regreß nehmen kann, 
allerdings nicht über den eigenen Haftungsumfang hinaus. 

S. AUFBAU UND ORGANISATION DER DEGES 

5.1. Grundsätze 

Um den (selbst) gestellten Anforderungen gerecht zu werden, ist 
eine schlanke und moderne Organisation notwendig, die sehr rasch 
wirksam werden muß. 

Daher: Aufbauhilfe durch RMD im administrativen 

Bereich (insbesondere Finanz- und Rech­
nungswesen), 

Unterstützung bei Personalakquisition durch 
1 • 1... T „. 1 'f TT' /'r"'t. 1 rue auen Lanaer una 1\..0mmunen ~neunau-

bungen zur DEGES im öffentlichen Interes­
se), 
straffe innere Organisation, 
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auftragsorientierte Arbeitsweise, 
das heißt: Grundsatzfragen nur dort aufwer­
fen, bearbeiten und lösen, wo dies dem Auf­
trag der raschen Verwirklichung der VPDE 
dient. 
DEGES soll keine Ministerien, keine Fach­
stellen und keine Planfeststellungsbehörden 
ergänzen oder ersetzen, sondern ein für die 
Länder und den Bund transparentes und mit 
ihnen abgestimmtes Projekt-Management 
durchführen. 

5.2 Aufbau und Organisation 

5.2.1 Gründung 

07.10.1991: 

01.11.1991: 

5.2.2 Aufbaukonzept 

Vertragsabschlüsse, Gründung, Bestellung der 
Geschäftsführer 
Beginn des Geschäftsbetriebes, vorrangig Per­
sonalakquisition und Aufbau der Organisation, 
ab Frühjahr 1992 schrittweise Übernahme der 
Projekte von den Ländern. 

Von RMD nach Abstimmung mit DEGES vorgelegt und vom Auf­
sichtsrat beschlossen. 
Aufbauphase: ca. 18 Monate (bis Mitte 1993) 
Durchführungs­
phase Bau: 
Restphase: 

ca. 10 Jahre 
noch nicht abschätzbar 
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5.2.3 Organisation 

Grundsätze: 

gemeinsame Geschäftsführung durch 2 Geschäftsführer mit 2 Ge­
schäftsbereichen 

Tarifstruktur sowie Struktur des Finanz- und Rechnungswesens 
entsprechend RMD-Struktur 

Planung und Bauvorbereitung zentral in Berlin 

Bauüberwachung weitgehend dezentral 

Einrichtung von Verbindungsbüros in den Landeshauptstädten als 
Bindeglied, das die Qualität des Informationsflusses zwischen dem 
Land, den Trägern öffentlicher Belange, den Kommunen, den Bür­
gern sowie den örtlichen tvfedien schaffen nnd erhalten soll. 
Besetzung: max. 3 Mitarbeiter. Bedarfsweise Angliederung einer 
Grunderwerbs-Außenstelle. 

5.2.4 Persona/aufbau 

Zeitpunkt 

01.03.92 

01.06.92 

01.09.92 

01.11.92 

Personalstand 

27 (+ 3 RMD) 

64 (+ 3 RMD) 

89 (+ 1 RMD) 

111 ( + 3 Berater) 

Ende des Jahres wird DEGES voraussichtlich 120 Mitarbeiter haben. 
Ziel (Stellenplan-Soll 1993) 194 Mitarbeiter. 

5.3 AufgabenerfüJJung 

Jeder Projektbereich soll in ca. 10 Jahren insgesamt ca. 3 Mrd. DM 
durchsetzen, jede technische Abteilung ca. 1 Mrd. Beim Grunderwerb 
sind es 

ca. 1 Mrd. DM insgesamt. 
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Der durchschnittliche Etat eines Autobahnamtes liegt bei 100 bis 300 
Mio DM/a. 

„A.Jle der DEGES zugewiesenen Teilstrecken der VPDE sowie bereits 
abgeschlossene Ingenieurverträge sind von DEGES übernommen, die 
letzten Übernahmen erfolgten im September. 

Eine Vielzahl von verschiedenen Ingenieurbüros sind zu koordinie­
ren. Steuerungsinstrumentarium für Planung und Bauabwicklung: 

Projektsteuerung und Projekt-Controling (Koordinierung, Optimie­
rung, Berichtswesen). 

5.4 Grunderwerb 

Fntsprechend den Regnhrien der Anftragsverw~ltung haben die 
neuen Länder die DEGES ermächtigt, in ihrem Namen Eigentum und 
Rechte an Grundstücken usw. für die Bundesrepublik Deutschland zu 
erwerben und entsprechende rechtsgeschäftliche Erklärungen abzuge­
ben sowie sie im Enteignungsverfahren zu vertreten. 

Wesentliche Aufgabe wird sein, angesichts der z. T. unübersichtli­
chen und ungeklärten Eigentumsverhältnisse gleichwohl rasch zu den 
erforderlichen Rechten zu kommen, möglichst durch vorzeitigen 
Grunderwerb, d.h. vor einem bestandskräftigen Pianf eststeüungsbe­
schluß oder einem verkündeten IMG. Kriterium: Feststellung der 'Tras­
sensicherheit0 bzw. Stabilisierung der Planung durch BMV, Land, 
DEGES. Wo dies nicht möglich ist, muß von der neuen Möglichkeit der 
vorzeitigen Besitzeinweisung bzw. der Vertreterbestellung Gebrauch ge­
macht werden(§§ 7, 8 VwPIBG). 

Der Grunderwerb bedarf aus verschiedenen Gründen einer eigenen 
aufgefächerten Organisation. 

5.5 Kosten der DEGES 

Für die Verwaltungskosten erstellt DEGES jährlich emen Wirt­
schaftsplan mit Stellenplan. 
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Wesentlicher Kostentaktor sind die t'lanungs- und Hauüberwa­
chungskosten (externe Ingenieurbüros), die erfahrungsgemäß durch­
schnittlich mit 6 bis 7 % der Baukosten beziffert werden können. Bei ei­
ner angenommenen Realisierungszeit von 10 Jahren wären dies ca. 100 

Mio DM jährlich. 

Die Projekt-Management-Kosten belaufen sich auf ca. 1,5 bis 2 % 
der Baukosten (Erfahrungswerte aus dem Hoch- und Anlagenbau), das 
wären ca. 25 Mio DM/a für den eigenen Bedarf der DEGES. 

5.6 Ablaufplanung 

Die Ablaufplanung kann nicht schematisch linear verlaufen, sondern 
wird - vorausgesetzt, daß keine Planungs- oder rechtlichen Hemmnisse 
größeren Umfangs auftreten - in einer Hügelkurve verlaufen. Dies be­
deutet erhebliche Schwierigkeiten, den Personalbedarf qualitativ und 
quantitativ jeweils bedarfsgerecht vorzuhalten. Die Altersstruktur der 
DEGES-Mitarbeiter kommt diesem Ablaufplan jedoch zum Teil entge­
gen. 

6. SELBSTVERSTÄNDNIS UND RECHTFERTIGUNG DER 

DEGES 

DEGES ist eine Projekt-Management-Gesellschaft, als solche konzi­
piert und als solche von den neuen Ländern auf Grund des Dienstlei­
stungsvertrages in Anspruch genommen. 

DEGES ist privatrechtlich organisiert, arbeitet jedoch nicht gewinn­
orientiert und steht nicht im Wettbewerb. 

Die Existenz der DEGES rechtfertigt sich aus zwei objektiven An­
forderungen: 

die unbestrittene Notwendigkeit, die Bundesfernstraßenprojekte 
Deutsche Einheit rasch zu ver~irklichen 
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und dafür zusätzliche Kapazitäten für Pianung und Bau zu er­
schließen. 

Ausgangslage ist auch heute noch, daß die Straßenbauverwaltung der 
Länder noch im Aufbau befindlich ist und mit ihren Kapazitäten die 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit nicht zusätzlich zu ihren vielfältigen 
weiteren Aufgaben (auch im Rahmen der VPDE) insgesamt realisieren 

kann. 

Die Vorteile der privatrechtlich organisierten D EG ES lassen sich 

wie folgt darstellen: 

genau beschriebener und zeitlich begrenzter Auftrag, 

höhere Beweglichkeit bei der Personalakquisition (Baugewerbeta­
rif, kein Stellenschlüsse~ weitgehender Verzicht auf personellen 
Unter- und Mittelbau), 

keine Konkurrenz der DEGES bei Personalakquisition mit den 
Ländern (Verzicht auf Abwerbung), 

eine anders kaum mögliche Bündelung von qualifizierten Mitar­
beitern: Erfahrene Kräfte, zumeist aus dem staatlichen, kommu­
nalen oder privaten Bereich der alten Bundesländer gewonnen, 

eine nur so mögliche Bündelung verschiedener Qualitäten zur glei­
chen Zeit, nämlich 

Bearbeitungsqualität, 
Bearbeitungsintensität, 
Prioritätensetzung innerhalb der VPDE und innerhalb des je­
weiligen Länderauftrags, 
Qualität der Planung und der Erstellung der Unterlagen für 
IMG, Planfeststellung und Plangenehmigung, 

Kostenbeachtung, 
Qualität der Bauausführung, 
Qualität der Bauüberwachung, 
Qualität der ~y1ittelvenvendung, 

Qualität der Verwendungsnachweise, 

Möglichkeiten, ggf. neue Vergabeformen oder Standardisierungen 
(z.B. im Brückenbau) zu erproben, 
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Erfolgskontrolle für rasche Realisierung der VPDE durch gebün­
delte Verantwortlichkeit und modernes Steuerungs- ( = Optimie­

rungs) instrumentarium. 

Der Aufbau der eigenen Straßenbauverwaltungen in den Ländern ist 
unbestritten notwendig und bleibt unberührt. 

Die bisherigen Erkenntnisse und Erfahrungen rechtfertigen diese 
Einschätzung: 

Die Länder haben gemeinsam mit dem Bund alle Planungen für die 
VPDE angestoßen, im jetzigen Stadium nach Übernahme dieser Pla­
nungen durch DEGES besteht jedoch erheblicher Koordinierungsbedarf 

inhaltlich, 

qu~ 11tativ bei der (Jberwachung der Ausführung, 

zeitlich. 

Die beauftragten Ingenieurbüros sind an den Grenzen ihrer Lei­
stungsfähigkeit und Kapazitäten angekommen. Sie bedürfen deshalb ei­
ner besonders intensiven Kontrolle und Koordinierung durch hochquali­
fizierte Fachleute, die dafür auch in ausreichender Zahl vorhanden sein 
mussen. 

,.... ~ T""l l""""'t ,.......""' .... ~ , „ ... 'f ~ ~. Lur .ucuc~ giot es Kerne Aiternauve: 

Die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit stellen in sich ein logisches 
und vernetztes System dar, welches nur bei einer möglichst raschen und 
gleichzeitigen Realisierung den angestrebten Erfolg, nämlich 

Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur in den neuen Ländern, 

Anbindung an die Wirtschaftszentren der alten Länder 

und damit Schaffung der Voraussetzungen für eine Angleichung 
der Lebensverhältnisse 

erreichen kann. 

DEGES steht in einer besonderen Loyalität zu den Ländern, zum 
Bund und ebenso zu den Normen des neuen rechtlichen Instrumentari-
ums Verkehrswegeplanungsbeschle11nigungsgesetz, Investitionsmaß-
nahmegesetz und den sonstigen rechtlichen Vorgaben. 
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DEGES hat die personelle und qualitative Kapazität, dieses Instru­
mentarium mutig, aber auch kundig anzuwenden. 

„Aufgabe der DEGES ist es, die Verkehrsprojekte neutsche Einheit 

in gleicher Qualität 

zu gleichen Kosten 

in kürzerer Zeit 

als in den alten Bundesländern derzeit möglich zu realisieren. 
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DIE EINSCHALTUNG PRIVATRECHTLICH ORGA­

NISIERTER VERWALTUNGSEINRICHTUNGEN IN 

DEN STRASSENBAU 

Von Prof Dr. Rainer Wahl 

!. DAS AUSGA..~GSPROBLEM 

Mit dem Thema der Einschaltung privatrechtlich organisierter Ver­
waltungseinrichtungen haben wir es in diesem Arbeitskreis erneut mit 
der Erscheinung zu tun, daß bisher übliche Wege der Planung öffentli­
cher Infrastrukturprojekte verlassen und neue Verfahrenslösungen ge­
sucht werden. Vor einem Jahr war es die ganz große Diskussion um die 
Alternative der Planunl! durch (Maßnahme)Gesetze1

. ietzt ist es die 
V '\, / , .J 

Ausdifferenzierung privatrechtlicher Organisationseinheiten. Eine wei­
tere Parallele könnte man auch in der schon einige Jahre andauernden 
Auseinandersetzung mit der Einschaltung von Konfliktmittlern in Ge­
nehmigungs- und Planungsverfahren2 sehen, bei der es letztlich auch um 
Alternativen zu bisherigen Entscheidungsprozessen im Rahmen öffentli­
cher Verfahren ging. Die Frage liegt nahe, ob unser heutiges Thema Teil 
einer umfassenderen Flucht aus dem in Jahrzehnten gewachsenen Ver­

fahren öffentlicher Planung ist oder ob es sich - weniger dramatisch -
nur um eine Form der Bewältigung einer Ausnahmesituation handelt. 

1 Dazu die Referate von Ronellenfitsch und Stüer in: Blümel (Hrsg.), Verkehrswe­

geplanung in Deutschland (Speyerer Forschungsberichte Nr. 105), 1992. 

2 Dazu die beiden Bände Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann (Hrsg.), Konfliktbe­

wältigung durch Verhandlungen, Bd. 1, 1990; Bd. 2, 1990. 
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Ich will hier die erste, grundiegende Probieme ansprechende Aiternative 
dieser Fragestellung nicht weiter verfolgen und mich der zweiten Alter­
native und ihrer offiziellen Begründung zuwenden: 

Ausgangspunkt ist danach die derzeit in den neuen Bundesländern 
vorliegende spezifische Ausnahmesituation, die dadurch gekennzeichnet 
ist, daß die Verwaltung in den östlichen Bundesländern noch nicht auf­
gebaut ist. Das Defizit, auf das der neu eingeschlagene Sonderweg ant­
worten soll, ist damit ein zeit- und situationsbedingtes. Das Defizit be­
trifft nicht die Leistungsfähigkeit der öffentlichen Infrastrukturverwal­
tung oder das überkommene Instrumentarium, sondern den davor lie­
genden Umstand, daß die Verwaltung noch nicht ausreichend einge­
richtet ist. Sobald jedoch in den nächsten Jahren darüber nachgedacht 
werden sollte, diese Organisationsform in Zukunft zur Normallage wer­
den zu lassen - und eine solche Diskussion liegt gegenwärtig näher als 
das Gegenteil - , dann wäre mit einem solchen Vorgehen unvermeidlich 
die Prämisse verbunden, daß die normale öffentlich-rechtlich organi­
sierte Verwaltung generell Defizite enthält und dann wäre die Richtig­
keit einer solchen Annahme nochmals grundsätzlich und unabhängig von 
der jetzt gegebenen Situation zu diskutieren. 

1. Zum Auftrag der DF.GRS 

Im weiteren geht es speziell um die Tätigkeit der DEGES zur Be­
wältigung der aktuellen Ausnahmesituation in den neuen Bundesländern 
im Bereich der Straßenplanung. Über die rechtliche Stellung der 
DEGES und ihre Tätigkeiten ist hier nicht weiter zu sprechen; Herr KJ.o-
f at hat aus erster Hand die notwendigen Informationen und rechtlichen 
Beurteilungen gegeben. Parallelgesellschaften zur DEGES finden sich 
im Bereich der Bundesbahnplanung: hier sind für die Schienenprojekte 
11Deutsche Einheit" private Planungsgesellschaften gegründet worden. So 
ist die Planungsgesellschaft Schnellbahnbau Hannover-Berlin mbH für 

die effiziente Organisation der Planung, die Bauvergabe sowie fdr die 
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Überwachung und Betreuung der Bauausführung des Abschnittes Staa­
ken-Oebisfelde der Schnellbahnverbindung Hannover-Berlin tätig3

. 

Die Eigenart der DEGES und der erwähnten Parallelgesellsch::iften 
beim Bundesbahnbau wird im Lichte vergleichbarer traditioneller Pla­
nungsphänomene deutlich. Geht es um die Objektplanung und die Bau­
überwachung, so mag man an die Landesentwicklungsgesellschaft in 
Nordrhein-Westfalen (LEG) erinnern, die in großem Umfang beim 
Hochschul- und Krankenhausbau eingeschaltet war. Dabei ging es aber 
um die Objektplanung im strengen Sinne des Wortes, nicht um die da­
vorliegende Standortsuche und Festlegung des Standorts durch Pla­
nungsverfahren. Gerade dort aber soll die DEGES jetzt tätig werden, 
und in dieser Einschaltung einer privaten Organisationseinheit in die ei­
gentliche räumliche Planungsaufgabe sehe ich das diskussionsbedürftige 
Problem der zu Recht Planungsgesellschaften genannten neuen Einhei­
ten; allein mit dieser Aufgabe (und nicht mit der Baudurchführung und -
überwachung) beschäftigt sich auch das Referat im folgenden. Dazu sei 
aus dem Dienstleistungs-Vertrag zitiert: 

In den allgemeinen Bestimmungen heißt es zunächst, - immer unter 
dem generellen Vorbehalt, daß hoheitliche Aufgaben nicht übertragen 
werden - daß es Aufgabe der DEGES ist, die Bundesfernstraßenpro-
jekte unach .i\..bstimmung mit der obersten Landesstraßenbaubehörde im 
Namen und im Auftrag des Landes zu planen11

• Detaillierter heißt es 
dann später: 

'
1DieDEGES 

erstellt die Planunterlagen für die Bauvorhaben nach den Vorgaben 
und Weisungen des BMV ... 

informiert den BMV und die oberste Landesstraßenbaubehörde 
des Landes, in dem das Vorhaben liegt, regelmäßig über den Fort­
gang der Planung und führt hierzu Abstimmungsgespräche, 

stimmt die Planung mit den beteiligten Trägern öffentlicher Be­
lange ab 

3 So die Hinweise in BR-Drs. 513/92, S. 8 f. (Entwurf eines Gesetzes über den Bau 

der "Südumfahrung Stendal11 der Eisenbahnstrecke Berlin-Oebisfelde). 
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übergibt die Planunterlagen über die oberste Landesstraßenbaube­
hörde dem BMV zur Zustimmung (Erteilung des Sichtvermerks Y. 

2. Die Errichtung und Einschaltung der DEGES als Akt der Orga­
nisationsprivatisierung 

Die DEGES ist also eine GmbH, die von Trägern der öffentlichen 
Verwaltung errichtet wurde. Es werden damit nicht Privatpersonen, also 
außerhalb der Verwaltung stehende Personen, mit Aufgaben der Ver­
waltung betraut, sondern die Verwaltung bedient sich zur Erfüllung ih­
rer Aufgaben privater Rechtsformen. Genau genommen geht es nicht 
um die Einschaltung Privater in den Straßenbau, sondern um die Inte­
gration von privatrechtlich organisierten Verwaltungseinheiten. Damit 
liegt ein Fall der sog. Organisationsprivatisierung vor. Deren Eigenarten 
seien in einem kurzen Überblick über die Alternativen im Diskussions­
feld Privatisierung gekennzeichnet. 

In der Publizistik umfaßt der allgemeine Begriff der Privatisierung 
ein weites Anwendungsfeld. Immer geht es darum, daß Alternativen zur 
traditionellen Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch öffentliche 
Stellen angestrebt werden. Im Anschluß an die Begriffsbildung in der 
neueren Literatur können mehrere Formen unterschieden werden4

: 

(1) Von vornherein ausscheiden kann für die weiteren Überlegungen 
die entschiedendste Form der Privatisierung, die Übertragung staatli­
chen oder kommunalen Eigentums auf Private (Verkauf von U nterneh­
men, Privatisierung von VW oder VEBA). 

(2) Bei der materiellen Privatisierung wird die Aufgabe als solche 
aufgegeben, der Bereich öffentlicher Verwaltung wird reduziert, der 
Staat entlastet sich von der gesamten Aufgabe (was die Normierung von 
steuernden und kontrollierenden Rechtsvorschriften nicht ausschließt, 
sondern regelmäßig einschließt). Ein Unterfall davon ist es, wenn die 
öffentliche Verwaltung ihr Leistungsangebot verringert und Dienstlei­
stungen auf Private überträgt. 

4 Z.B. Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht II, 5. Autl. 1987, § 104 a Rdnr. 6 
und 15. 
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(3) Bei der Organisationsprivatisierung entledigt sich der Träger öf­
fentlicher Verwaltung einer bestimmten Aufgabe nicht, sondern er be­
dient sich zu deren Wahrnehmung der Formen des Privatrechts. Der 
Staat behält die Tätigkeit, die öffentliche Aufgabe als solche, privatisiert 
wird nur die Organisation (sog. formelle Privatisierung). 

(4) Eine weitere Form kann darin gesehen werden, daß bei 
Pflichtaufgaben der öffentlichen Hand (vor allem von Kommunen) die 
Aufgabenverantwortung als solche bei der öffentlichen Hand bleibt, aber 
in den Vollzug der Aufgabe "echten Private eingeschaltet werden, die bei 
der Erfüllung der öffentlichen Aufgabe mitwirken. Solche Verwaltungs­
helfer fmden sich vor allem im Abfallrecht5. 

Als Vorteile der formellen Privatisierung gilt die größere Beweglich­
keit Privater, insbesondere bei der Personalaquisition und im Perso­
naleinsatz sowie auch bei der Finanzierung und der Bereitstellung der 
Mittel. Wichtig ist die Beobachtung von Püttner6

, daß die Privatrechts­
form neben juristisch-ökonomischen Gründen auch atmosphärische und 
psychologische Gründe habe. Die Privatrechtsform suggeriere größere 
Unabhängigkeit von der öffentlicher Hand, sie suggeriere Erfolg. Es än­

dere sich das Verhalten der Führungskräfte und der Mitarbeiter. Offen 
bleiben mag im vorliegenden Zusammenhang, ob sich diese vielfach be­
hauptete, aber auch häufiger bezweifelte bessere Leistungsfähigkeit der 
privatrechtlich organisierten Verwaltungseinheiten empirisch nachwei­
sen läßt. Immerhin kommt der Bundesrechnungshof in einem - mir 
nicht zugänglichen - "Bericht zur Verlagerung der Planung und der 
Durchführung von Infrastrukturmaßnahmen des Bundes auf Unterneh­
men in privater Rechtsform" zum Ergebnis, daß diese Lösung teurer 
werde, als wenn eine Behörde dieselben Aufgaben erledige, daß die Er­
zielung eines Zeitgewinns fraglich sei und daß insgesamt "in der Pro­
gnose die Frage nicht gesichert beantwortet werden kann, inwieweit die 

5 Vgl. § 3 II AbfG. Dazu insgesamt Sc/weh, Privatisierung der Abfallentsorgung, 

1992. 

6 In: Öffentliche Wirtschaft und Gemeinwirtschaft, 1978, S. 101. 
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gesamtökonomischen Vorteile die zu erwartenden höheren Kosten auf­

wiegen oder übertreffen 7." 

Generell kann die formelle Privatisierung als ein Phänomen der Ent-
bürokratisierung gelten. Ordnungspolitisch ändert sich nichts. Ange­
strebt wird eine Leistungssteigerung der öffentlichen Hand. Unter die­
sem Gesichtspunkt wäre die Einführung eines ausgeprägten Projektma­
nagements eine Alternative zur Organisationsprivatisierung. Diese im 
bisherigen Rahmen der öffentlich-rechtlich organisierten Verwaltung 
mögliche und nötige Steigerung der Leistungsfähigkeit setzt aber eine 
eingefahrene Verwaltung voraus, auf deren Normalleistungen aufbauend 

eine zusätzliche Funktion, eben das Projektmanagment, gesetzt wird. 
Wenn in den neuen Ländern derzeit aber noch die ausgebaute Straßen­
bauverwaltung fehlt, so ist es zunächst vertretbar und plausibel, wenn 
man diese Alternative des Projektmanagements nicht weiter verfolgt8. 

Nähere Gestalt gewinnt die bei der DEGES vorliegende Organisati­
onsprivatisierung im Lichte der Abgrenzung zum Rechtsinstitut der Be­
leihung Privater. Dabei werden hoheitliche Aufgaben (durch Gesetz9

) 

Privaten übertragen. Im Zusammenhang unseres Themas würde dies vor 
allem die zentralen hoheitlichen Entscheidungen der Planung betreffen, 
nämlich die Abwägung der öffentlichen und privaten Belange. Aus-
drücklich soll dies jedoch gerade nicht der Fall sein; Hoheitsaufgaben 
sollen bei den Behörden verbleiben. Aus dem Vergleich mit der Belei­
hung ergibt sich für das vorliegende Thema aber die Anforderung, daß 
strikt darauf geachtet werden muß, daß keine hoheitlichen, auch keine 
schlicht-hoheitlichen Aufgaben der DEGES übertragen werden, weil 
sonst eine Beleihung, die den Anforderungen des Gesetzesvorbehalts 
unterliegt, gegeben wäre. Der Dienstleistungs-Vertrag kann in diesem 

7 Zitiert nach dem Bericht in: Die Deutsche Bahn 7 /1992, 711. 

8 Es bleibt natürlich die Frage, ob der notwendige Auf- und Ausbau der Straßen· 

bauverwaltungen in den neuen Ländern im Ergebnis nicht dadurch behindert 

wird, daß die dafür in Betracht kommenden Personen vorrangig zur DEGES 

stoßen bzw. dorthin abgeworben werden, dazu Bundesrechnungshof in seinem in 

der vorgehenden Anmerkung zitierten Bericht. 

9 Zum Gesetzesvorbehalt vgl. unten III. 
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Zusammenhang so verstanden werden, daß er (mindestens) den pianeri­
schen Kernvorgang der Abwägung und förmliche Entscheidungsschritte 
den Behörden vorbehält, daß aber möglichst viel an sonstigen Teilaufga­
ben um diese Kernelemente herum ausdifferenziert, als 11Dienstleistun­
gent1 qualifiziert und der DEGES zur Bearbeitung überlassen werden. 

II. PARALLELEN IN ANDEREN VERWALTUNGSZWEIGEN 

Untersucht werden im folgenden Parallelen, bei denen ein Privater 
oder privatrechtlich organisierte Verwaltungseinheiten bei der Wahr­
nehmunl! von Planunl!saufQ:aben einl!eschaltet sind. Damit scheidet die 

V "-1" i...,..o- '--" 

schon oben erwähnte Landesentwicklungsgesellschaft NW als Beispiels-
fall aus, weil deren Tätigkeit sich nicht auf die planungsrechtliche Frage 
der Einpassung des Vorhabens in seine räumliche Umgebung bezog. 

1. Bauplanungsrecht 

Weit verbreitet ist dagegen bei der Bauleitplanung, insbesondere bei 
kleineren Gemeinden. die Praxis. daß Architekten- oder Planun1!'.sbüros 7 -- - 7 -- -- - - - - ....., 

in extensiver Weise die Vorbereitung der Pläne übernehmen und der 
Verwaltung entscheidungsreife Planausarbeitungen vorlegen. Mit ihnen 
geht dann die Verwaltung in die Offenlage und später in den Gemeinde­
rat; zuweilen (oder häufig? - Untersuchungen sind nicht bekannt) wird 

von der Gemeindeverwaltung und später vom Gemeinderat kaum noch 
etwas verändert. Bei diesem Vorgehen sind die formellen Kompetenzen 
gewahrt, die Bürgerbeteiligung wird von der Gemeindeverwaltung 
durchgeführt, die notwendigen Beschlüsse werden vom Gemeinderat 
getroffen. Im Rechtssinne trifft er auch die Abwägung, mag das inhaltli­
che Ergebnis noch so sehr von der Ausarbeitung durch das private Büro 
geprägt sein. Soweit ersichtlich ist diese Praxis von der Rechtsprechung 
nicht beanstandet worden; es ist nicht in Zweifel gezogen worden, daß 
eine rechtswirksame Abwägung vom Gemeinderat vorgenommen wor­
den ist. 
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Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat jedoch eine weitere Zu­
spitzung dieser Konstellation beschäftigt, daß nämlich der Plan nicht nur 
von einem privaten Büro, sondern vorn entscheidenden Vorhabenträger, 
der anschließend auf dem überplanten Gelände bauen will, ausgearbei­
tet worden ist. In einem besonders ausgeprägten Fall hat das Hambur­
ger OVG immerhin in einer Vorlage nach § 47 Abs. 5 (wohl wegen 
rechtsgrundsätzlicher Bedeutung) die folgenden Fragen aufgeworfen: 

°Fehlt es regelmäßig an der gemäß § 1 Abs. 7 BauGB erforderlichen 
Abwägung, wenn ein Bebauungsplan, der einem Bauherrn die Möglich­
keit geben soll, im Planbereich ein Großvorhaben zu verwirklichen, im 
wesentlichen nach einem Projektentwurf dieses Bauherrn erstellt wird, 
ohne daß der Plangeber alternative Planungen in Betracht gezogen hat?" 

"Fehlt es jedenfalls dann an der erforderlichen Abwägung, wenn zu 
den genannten Umständen hinzutritt, daß der Plangeber über die Erfor­
derlichkeit alternativer Planungen keine selbständige Entscheidung ge­
troffen hat, obgleich seine zuständigen Behörden solche Entscheidungen 
getroffen haben? 0 

Das BVerwG verneint beide Vorlagenfragen. Beidesmal sei ein 
Rechtsatz, der in dieser Situation die Fehlerhaftigkeit der Abwägung 
ausspreche, nicht ersichtlich. Zur hier wichtigeren ersten Frage heißt es: 

11Eine Regel, daß ein im wesentlichen auf der Grundlage eines Pro­
jektentwurfs des Vorhabenträgers ohne alternative Planungen erstellter 
B-plan abwägungsfehlerhaft ist, ist nach den Gegebenheiten des Einzel­
falls zu beurteilen. Dabei kann eine faktische Bindung der planenden 
Gemeinde an einen Projektentwurf eines Vorhabenträgers ein Umstand 
sein, der die planerische Abwägung fehlerhaft macht. Der Umstand, daß 
die Gemeinde den B-plan auf der Grundlage eines solchen Entwurfs er­
arbeitet, ist jedoch, auch wenn alternative Planungen nicht in das 
Planaufstellungsverfahren einbezogen werden, nicht einmal ein regel­
mäßiges Indiz für einen Abwägungsfehler." 

Die Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts sind plausibel be­
gründet, sie zeigen aber zugleich die Grenzen des Planungsrechts. Die­
ses kreist um das zentrale Abwägungsgebot, in dem das Recht die pla­
nende Stelle umfassend auf die Besonderheiten der Situation verweist. 



32 

Deshalb gibt es auch kaum greifbare generelle Regeln für die Ausübung 

der Abwägung, fast alles kommt auf den Einzelfall an. Ist der künftige 
Investor bekannt, dann kann es aus der Sicht der planenden Gemeinde 
sinnvoll sein, detaillierte Festlegungen zu treffen - und dann natürlich 
nicht irgendwelche Festsetzungen, sondern diejenigen, die sich auf das 
spezielle Vorhaben des künftigen Investors beziehen. Und dann liegt es 
auch nicht fern, dessen Projektentwurf zur Grundlage zu nehmen -
wenn dadurch nicht andere Belange unangemessen zurückgestellt wer­
den. Ob letzteres der Fall ist, hängt nun offensichtlich von den Ein­
zelumständen ab. Trotz der Anlehnung an den Projektentwurf des Inve­
stors kann die Abwägung der Gemeinde vollständig und rechtmäßig 
sein. Fließend ist dann der Übergang zu Konstellationen, bei denen sich 
die Gemeinde zu sehr an diesen Entwurf anlehnt und im Interesse der 
Realisierung dieses Projekts andere Belange zu gering achtet. Alles 
hängt von der Abwägungskontrolle im Einzelfall ab, nicht einmal ein 11re­
gelmäßiges Indiz" für einen Abwägungsfehler vermag das Bundesverwal­
tungsgericht anzuerkennen. Aus dem Planungsrecht ergibt sich somit 
kein eindeutiges Verbot und keine generelle klare Trennungslinie, son­
dern die grundsätzliche Zulässigkeit mit dem Vorbehalt des Abwägungs­
fehlers im Einzelfall - aber dies ist auch bei weniger zugespitzen Fällen 

so. 

Eine Fortsetzung und Steigerung dieser Linie findet sich inzwischen 
auf der gesetzlichen Ebene in § 55 Bauplanungs- und Zulassungsverord­
nung der DDR (BauZVO) für das Gebiet der neuen Bundesländer, der 
nach Maßgabe von § 246 a Abs. 1 Ziff. 6 BauGB weiter gilt und die 
Grundlage der Beschleunigung der Bauleitplanung in den östlichen 
Bundesländern geworden ist10

• Nach§ 55 BauZVO kann die Gemeinde 
unter der Voraussetzung der besonderen Dringlichkeit die Zulässigkeit 
eines Vorhabens durch Satzung bestimmen, wenn der Vorhabenträger 
auf der Grundlage eines von ihm vorgelegten Plans zur Durchführung 
der Vorhaben und der Erschließungsmaßnahmen (Vorhaben- und Er­
schließungsplan) bereit und in der Lage ist und sich zur Durchführung 

10 Dazu Pietzcker, Der Vorhaben- und Erschließungsplan nach § 55 BauZVO, 

DVBl. 1992, 658. 
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innerhaib einer bestimmten t'rist verpflichtet. Vor dem triaß der Sat­

zung ist den betroffenen Bürgern und berührten Trägern öffentlicher 

Belange Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

Bei der Auslegung dieser Vorschrift vertritt Pietzcker überzeugend 
die Auffassung, daß eine vollständige Bindung der Gemeinde an das 

Abwägungsgebot beim Erlaß der sog. Plansatzung besteht, also auch die 

Bindung an die vorgangsbezogenen Teile des Abwägungsgebots - vor­
gesehen ist ja auch ein Beteiligungsverfahren. "Allerdings ist zu berück­

sichtigen, daß das Gesetz von der Initiative des Vorhabenträgers ausgeht 
und deshalb eine starke Prägung der gemeindlichen Entscheidung durch 

die private Initiative voraussetzt11
". Das Gesetz selbst geht hier von der 

Initiative eines privaten Vorhabenträgers aus. Es rechnet damit, daß die 
gemeindliche Entscheidung stark von dieser Initiative geprägt ist. Die 
Ernsthaftigkeit des durchzuführenden Beteiligungsverfahrens sieht es 

dadurch ebensowenig gefährdet wie die Möglichkeit einer abschließen­
den vollständigen und rechtmäßigen Abwägung. Und in der Tat kann ja 
auch beides im Einzelfall völlig korrekt durchgeführt werden, so wie es 
auch in anderen Einzelfällen umgekehrt sein kann. Wiederum verweist 
das Planungsrecht auf den Einzelfall und die dabei mögliche - be­
grenzte - Kontrolle. 

2. Städtebauliche Sanierungsmaßnahmen 

Einen bedeutsamen Anwendungsbereich haben private Gesellschaf­
ten im Recht der städtebaulichen Sanierung und Entwicklung. Das Ge­
setz grenzt zunächst Aufgaben der Gemeinde von denen der Eigentümer 
ab, um dann in § 157 BauGB der Gemeinde grundsätzlich zu erlauben, 

die Erfüllung von ihr obliegenden Aufgaben bei der Vorbereitung oder 
Durchführung der Sanierung einem geeigneten Beauftragten zu übertra­

gen. Der Umfang der übertragungsfähigen Aufgaben kann dann beson­
ders groß sein, wenn der Beauftragte die besondere Qualifikation als ein 

11 Pietzcker, ebd., S. 661 mit Verweis auf Gaentzsch, BauGB, Kommentar 1991, Teil 

D Rdnr. 24, der seinerseits die oben etwähnte Entscheidung BVerwG DVBl. 

1987, 1273 in Bezug nimmt. 
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nach § 158 BauGB bestätigter Sanierungsträger hat Unter dieser Vor­
aussetzung können alle der Gemeinde obliegenden Aufgaben der Vor­
bereitung und Durchführung der Sanierung übertragen werden - aus­
genommen sind nach allgemeiner Ansicht die hoheitlichen Befugnisse 

der Gemeinde, für die der Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwal­
tung der Übertragbarkeit eine Grenze setzt12. Dementsprechend sind 
insbesondere solche Aufgaben nicht übertragbar, die nach dem Gesetz 
einen Beschluß der Gemeinde (oder den Erlaß eines Verwaltungsakts) 
voraussetzen, so die Einleitung der Vorbereitung der Sanierung (§ 141 
III BauGB) oder die förmliche Festlegung des Sanierungsgebiets (§ 142 
I BauGB). Nach der Kommentarliteratur kommen dagegen als über­
tragbare Aufgaben insbesondere in Betracht: Die Durchführung der 
vorbereitenden Untersuchungen, die Verhandlung mit den Beteiligten 
(§§ 137 und 139 BauGB), insbesondere die Erörterung mit den Eigen­
tümern, Mietern und sonstigen Sanierungsbetroffenen und ihre Bera­
tung sowie die Vorarbeiten für das Sanierungskonzept (§ 140 Nr. 3 
BauGB); ausdrücklich sind auch die Bebauungsplanentwürfe (§ 140 Nr. 
4 BauGB) als übertragungsfähig aufgeführt. 

Im Recht der städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaß­
nahmen 13 begegnet demnach ein Modell der Trennung zwischen der 
Vorbereitung der Planung; die weitgehend auf privatrechtliche Organi­
sationseinheiten übertragen ist, und der hoheitlichen Beschlußfassung 
über die Planung selbst keinen Bedenken. Die gesetzliche Regelung 
sieht im Charakter der Planung, insbesondere auch im Grundsatz der 
Einheitlichkeit der Planung, keinen Grund, diese Trennung zu proble­
matisieren oder zu untersagen. Nach dieser Konzeption reicht es aus, 

12 Krautzberger in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 3. Auflage 1991, § 157 Rdnr. 

4 ff. - § 33 IV StBauFG hatte ausdrücklich bestimmt, daß hoheitliche Befugnisse 

nicht an einen Beauftragten übertragen werden dürfen. Daran hat sich durch die 

Neufassung in der Sache - wegen des Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der 

Verwaltung - nichts geändert. 

13 Bei städtebaulichen Entwicklungsmaßnahmen nach § 165 ff. BauGB ist die Be­

deutung des Beauftragten, der dort Entwicklungsträger genannt wird (§ 167 

BauGB), noch größer zu veranschlagen; der Vorbehalt hoheitlicher Aufgaben 
gilt auch hier. 
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daß die eigentliche Beschlußfassung dem Gemeinderat vorbehalten ist, 

hoheitliche und nicht hoheitliche Aufgaben gelten als trennbar. Eine 
Präjudizierung der formellen Beschlußfassung durch die umfangreichen 

Prozesse der Vorbereitung durch den privaten Sanierungsträger wird 

nicht unterstellt; eine Ausnahme wird nur für den zugespitzten Fall an­
genommen, daß ein Sanierungsträger für eigene Rechnung tätig wird. In 
einem solchen Fall soll nach§ 157 Abs. 2 BauGB die Ausarbeitung der 

Bauleitpläne diesem Sanierungsträger nicht übertragen werden. Mit die­

ser Verbotsregelung soll der Gefahr vorgebeugt werden, daß ein Sanie­
rungsunternehmer bei der Ausarbeitung der Entwürfe von Bauleitplä­

nen seine eigenen Interessen im Hinblick auf die spätere bauliche Nut­
zung zu sehr in den Vordergrund rücken könnte14. In diesem Fall geht 
;;ilso auch das f;esetz davon aus, daß es n1cht ausreicht, d;;iß nach der 

umfangreichen Tätigkeit eines solchen Sanierungsträgers noch der for­
melle Beschluß des Gemeinderats über die Abwägung ergeht; die Ge­
fahr der generellen Interessenvermischung und Vorprägung des Ergeb­
nisses wird hier zu Recht höher eingeschätzt als die Korrekturmöglich­
keiten im formellen Beschluß. 

III. GRUNDSÄTZLICHE AUFGABENABGRENZUNG ZWISCHEN 

PLANUNGSBEHÖRDEN UND DEGES NACH DEM VER­

TRAG: VORBEHALT HOHEITLICHER AUFGABEN ZUGUN­

STEN DER PLANUNGSBEHÖRDEN 

In diesem Abschnitt befasse ich mich mit den Verkehrsprojekten 

Deutsche Einheit nach dem Verkehrswegeplanungsbeschleunigungs­
gesetz15. Auf die besondere Problematik der Einschaltung der DEGES 

bei den geplanten Investitionsmaßnahmegesetzen gehe ich in Abschnitt 
VI ein. 

14 Krautzberger (Fn. 12), § 157 Rdnr. 7. 

15 Gesetz vom 16.12.1991 (BGBI. 1 S. 2174). 
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Nach dem Dienstleistungs-Vertrag sind hoheitliche Aufgaben von 
der Übertragung auf die DEGES generell und ausnahmslos ausgenom­
men16. Dies spiegelt den in Literatur und Rechtsprechung unbestritte­
nen Grundsatz wider, daß die Übertragung von Hoheitsbefugnissen der 
gesetzlichen Ermächtigung bedarf. Durch die Beleihung - denn darum 
würde es sich handeln - wird die gesetzlich begründete Rechtszustän­
digkeit eines Hoheitsträgers für bestimmte öffentlich-rechtliche Aufga­
ben und Befugnisse geändert; deshalb kann sie nur durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes vorgenommen werden17

. Unter hoheitlichen 
Befugnissen sind dabei sowohl die obrigkeitlich-hoheitlichen wie auch 
die schlicht-hoheitlichen Kompetenzen gemeint18

. 

Vor dem Hintergrund dieser Rechtslage lassen sich die Bestimmun­
gen des Dienstleistungs-Vertrags so verstehen, daß genau diese Grenz­
ziehung respektiert werden soll und mit dem ausdrücklich erklärten 
Vorbehalt (der Nichtübertragung von hoheitlichen Aufgaben) der ge­
botene Abstand zum Institut der Beleihung gehalten wird. Demzufolge 
müssen die weiteren Überlegungen der Prüfung gelten, ob die vorge­
nommene Abgrenzung zwischen vorbehaltenen und übertragenen Auf­
gaben tatsächlich diese rechtlichen Grenzen einhält und ob die im ein­
zelnen umschriebenen Aufgaben der DEGES als "Dienstleistungsaufga­
ben" unterhaJb der kritischen Schwelle der hoheitlichen Befugnisse (ein­
schließlich der schlicht-hoheitlichen) bleiben. Dies setzt voraus, daß die 
Abgrenzung zwischen schlicht-hoheitlicher Tätigkeit und davon zu un­
terscheidenden bloßen vorbereitenden und durchführenden "Dienstlei­
stungen" im Bereich der Planung sinnvoll vorgenommen werden kann, 
daß also aus dem Gesamtzusammenhang der planerischen Prozesse ein 
Kern von Entscheidungselementen herausgeschält werden kann, der ho­
heitlicher Natur ist und unterschieden werden kann von einfachen Vor-

16 Vor allen Einzelbestimmungen im Dienstleistungs-Vertrag über die Teil-Aufga­

ben der DEGES ist dieser Grundsatz generell voiweg formuliert. 

17 Ossenbühl, Die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben durch Private, VVDStRL 29 

(1971), 137 - 168; Wolft/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht II, 5. Aufl. 1987, § 104 

II; Steiner, Öffentliche Verwaltung durch Private, 1975, 301; Ehlers, Verwaltung in 

Privatrechtsform, 1984, 112 und 156 f. jeweils m.w.N. 

18 Vgl. Wolft/Bachof/Stober (Fn. 4), § 104 1 Rdnr. 2. 
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bereitungs- und Durchführungsaktivitäten. Die _...1....ntwort auf die aufge-
worfenen Fragen verlangt ein näheres Eingehen auf die Besonderheiten 
der Planungsprozesse. 

Aus verfassungsrechtlichen Gründen muß die Verantwortung für die 
Planung bei der äff entliehen Verwaltung bleiben, weil Planung einen un­
verzichtbaren Kern hoheitlicher Tätigkeit enthält, nämlich den Ausgleich 
aller betroffenen öffentlichen und privaten Belange. Gerade in dieser 
Ausgleichsaufgabe mit ihrem offenkundigen Gemeinwohlbezug liegt die 
Staatlichkeit und das Öffentlich-Rechtliche an der Planung. Die Abwä­
gung, sowohl das Abwägen als Vorgang wie auch die Abgewogenheit des 
Ergebnisses, ist somit das zentrale hoheitliche Element der Planung, 
weil dabei einerseits ein Ausgleich aller betroffenen öffentlichen Be­
lange gemäß einem öffentlichen Konzept vorgenommen wird, und ande­
rerseits in der Abwägung zwischen öffentlichen und privaten Beiangen 
der grundlegende Konflikt des Verhältnisses zwischen Staat und Bürger 
betroffen ist. Die Letztentscheidungsverantwortung der Planfeststel­
lungsbehörde bei Straßenplanungen ist verfassungsrechtlich geboten. An 
ihr will der Dienstleistungsvertrag zugunsten der DEGES offensichtlich 
nichts ändern. Es kommt aber eine Anforderung hinzu, die im Zusam­
menhang mit der Diskussion um die mögliche Einschaltung von Kon­
fliktmittlern mehrfach hervorgehoben worden ist19. Die Planfeststel­
lungsbehörde darf nicht in eine bloße Ratifikationslage gedrängt werden, 
in der für sie sozusagen nur noch eine leere Planungskompetenz übrig 
bleibt20

. 

Als Obersatz kann danach festgehalten werden, daß durch die Ver­
selbständigung von Dienstleistungsaufgaben zugunsten der DEGES die 

19 Schuppen, Konfliktmittlung bei Verhandlungen und Verwaltungsverfahren, in: 

Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann (Hrsg.), Konfliktbewältigung durch Ver­

handlungen, Bd. 2. 1990, 29. 50: Schmidt-Aßmann, Konfliktmittlung in der Dog­

matik des deutschen Ven.valtungsrechts; ebd,; 27; Sc!u-l-lze-Fielitz; Der Konflikt­

mittler als verwaltungsverfahrensrechtliches Problem, ebd., 60 m.w.N. 

20 Schmidt- Aßmann, ebd., Bd. 2, 27 zum Problem der Umsetzung der erfolgreich 

abgeschlossenen Konfliktmittlung: "das anschließende förmliche Verfahren darf 

nicht zur leeren Hülse werden". 
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Letztentscheidungsverantwortung der staatiichen Pianungsbehörde nicht 
ausgehöhlt werden darf. 

IV. ABGRENZUNG ZWISCHEN HOHEITLICHEN ENTSCHEI­

DUNGEN (BZW. ENTSCHEIDUNGSELEMENTEN) UND 

DIENSTLEISTUNGEN 

Die Praxis hat zur Konkretisierung der notwendigen Abgrenzung das 
naheliegende Vorgehen gewählt, auf der Grundlage der (noch generell 
bleibenden) Aufgabenumschreibung im Dienstleistungsvertrag eine kon­
krete "Abgrenzungsliste11 zu erstellen (vgl. dazu die Skizze über die "Ab­
grenzung der Tätigkeiten zwischen DEGES/Land/BMV Zuständigkei­
ten bei Realisierung durch Planfeststellungsverfahren"; abgedruckt S. 
57 f.), aus der die im vorliegenden Zusammenhang interessierenden Tei­
le über die Vorplanung und die Genehmigungsplanung entnommen 
sind21 . Es werden also die einzelnen Planungsschritte daraufhin unter­
sucht, ob sie insgesamt vorbereitender oder unterstützender Natur sind 
oder ob innerhalb der einzelnen Planungsschritte sich vorbereitende und 
unterstützende Tätigkeiten finden. So werden etwa die Tätigkeiten der 
Vermessung, des Befliegens und der Luftbildauswertung insgesamt der 
D EG ES zugeordnet (Ziff. 1.2), während im Hinblick auf die Linienbe­
stimmung nach§ 16 FStrG unterschieden wird: Was die Unterlagen für 
die Linienbestimmung betrifft, so ist für die "Ausführung" und die "Auf­
stellung" die DEGES, für die "Abstimmung" das Land zuständig. Die Li­
nienbestimmung selbst ist dann natürlich dem Bund zur t•Entscheidung" 
zugewiesen (Ziff. 1. 7 und 1.8). Bemerkenswert ist, daß die Planungsab­
stimmungen mit den Behörden vollständig bei der DEGES liegt 
(

11Durchführung", Ziff. 1.10). Was die Einleitung und Durchführung des 

21 Die Teile über die Ausführungsplanung, Entwurfsplanung, Bauwerke, Ausschrei­

bung und Vergabe werden entsprechend der Themenstellung im weiteren nicht 

behandelt und sind deshalb auch nicht abgedruckt. 
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Pianieststellungsverfahrens betrifft, so ist Aufgabe der ur..Gr..S die "Be­
treuung", während als zuständige Behörde die Anhörungsbehörde/Plan­
feststellungsbehörde notiert ist. 

Überblickt man das Tableau, so finden sich für die Tätigkeiten der 
DEGES die Funktionsbeschreibungen Ausführung, Aufstellung, Vorbe­
reitung, Betreuung, Hilfestellung, Durchführung und Prüfung; für die 
Behörden heißen die Tätigkeiten Genehmigung, Abstimmung und Ent­
scheidung. 

Die Abgrenzungsliste folgt in ihren Zuordnungen den begrifflichen 
Kategorien Vorbereitung/Entscheidung und innen/ außen: bei der nach 
außen wirksamen Erörterung mit den Bürgern wird die Tätigkeit der 
DEGES auf die Betreuung beschränkt, die inneradministrative Pla­
nunl!sabstimmum?: mit Behörden wird ihr indessen zur vollen Durchfüh-...... '-' 

rung übertragen22. Bei beiden Planungstätigkeiten ist aber der Bezug zur 
Abwägung, zur Zusammenstellung des Abwägungsmaterials gleicher­
maßen vorhanden und gleichermaßen groß. Vorbehalten sind den Be­
hörden insbesondere Genehmigungen und Entscheidungen. Nun ist aber 
die Sache Planung nicht als solche sachlogisch in Phasen und Teilele­
mente strukturiert. Wenn rechtlich aus dem Zusammenhang des plane­
rischen Gesamtprozesses einzelne Elemente hervor- und herausgehoben 
sind, so geschieht dies dadurch, daß die Rechtsvorschriften sie ::ils förm­
liche Elemente ausbilden und dadurch das Verfahren strukturieren. So 
hat im Bauplanungsrecht § 2 1 BauGB den Aufstellungsbeschluß als 
förmlichen Akt ausgestaltet; Erörterungs- oder Anhörungsverfahren 
sind durch gesetzliche Bestimmungen formalisiert worden. Die Zweistu­
figkeit von Planungsverfahren und die Vorschaltung von Raumord­
nungsverfahren führt zu Zäsuren und zu abschließenden "Entscheidun­
gen", die dann den betreffenden Hoheitsträgern vorbehalten sind und 
vorbehalten bleiben müssen. Was also im Gesamtzusammenhang der 
Planungsprozesse als (Teil)Entscheidung und Formalakt zu gelten hat, 
hängt von der rechtlichen Durchdringung der Verfahren ab. Wird die 
Grenzziehung zwischen übertragbaren und nicht-übertragbaren Tätig­
keiten entlang der Unterscheidung von "Entscheidung11 und bloßer "Vor-

22 Dazu noch näher unten IV am Ende. 
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1 • - „ . 'I „ „. • „ ' „ ~ ... Dere1tung" vorgenommen, so wrra aam.1t mcnt an vorgegeoene ::.acn-
strukturen angeknüpft, sondern an die unterschiedliche mögliche Dichte 
rechtlicher Ausdifferenzierung. Insoweit sind nun aber gerade in 
unserem Bereich bemerkenswerte Entwicklungen zu verzeichnen. 

Das Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz hat in seinem § 2 
Abs. 2 die obligatorische Durchführung eines Raumordnungsverfahrens 
gestrichen. Entschließt sich das betreffende Land nicht gleichwohl zur 
Durchführung eines Raumordnungsverfahrens, so entfällt damit eine 
ausdifferenzierte "Entscheidung" und damit der Anknüpfungspunkt da­
für, daß ein Planungsschritt der Behörde vorbehalten ist. Daher wird der 
Raum der 11Vorbereitung" für die insoweit allein übrigbleibende Linien­
bestimmung durch den BMV größer, der "vorbereitenden" Tätigkeit der 
DEGES erschließt sich ein weiterer Raum. Generell führt die - derzeit 
im Trend der Rechtspolitik liegende - Entf ormalisierung von Planungs­
prozessen im Hinblick auf die hier interessierende Fragestellung tenden­
ziell zur Ausweitung der Einsatzmöglichkeiten des privatrechtlich orga­
nisierten Helfers der Verwaltung. 

Als weiteres Beispiel sei angeführt, daß generell das UVPG durch 
seine Phasengliederung eine Steigerung in der rechtlichen Durchdrin­
gung gebracht hat. Die zusammenfassende Darstellung und die Bewer­
tung nach den§§ 11 und 12 UVPG sind solche im Gesetz ausdrücklich 
ausdifferenzierte Phasen. Jedenfalls die Bewertung der U mweltauswir­
kungen eines Straßenbauprojekts steht in einem so engen Bezug zur 
rechtlich maßgeblichen Bedeutung der UVP, zum "Berücksichtigen" ge­
mäß § 12 UVPG, daß dieser Schritt den hoheitlichen Charakter dieses 
Berücksichtigens sowie der abschließenden Abwägung teilt und deshalb 
der Behörde vorbehalten bleiben muß. Daher kann der "Abgrenzungsli­
ste1t nicht gefolgt werden, insoweit sie die Umweltverträglichkeitsunter­
suchung voll der DEGES zuordnet (Ziff. 1. 4). 

Strukturierend wirkt sich das UVPG auch dadurch aus, daß es in § 5 

die Bestimmung des voraussichtlichen Untersuchungsrahmens in einer 
Soll-Vorschrift empfiehlt. Entsprechend der eben angestellten Überle­
gung müßte man auch diese Vorabstimmung über das Abwägungsmate-
rial dem Vorbehaltsbereich der Behörde zuordnen - wenn das in § 5 
geregelte Scoping-Verfahren überhaupt auf öffentliche Planfeststel-
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lungsverfahren anwendbar wäre. Die Praxis verneint dies, weil die Kon­
stellation, daß die für das Verwaltungsverfahren zuständige Behörde zu 
der öffentlich-rechtlichen Körperschaft gehört, die Träger des Vorha­
bens ist, von § 5 UVPG nicht erfaßt werde23. Für diese Interpretation 
spricht, daß das Scoping-Verfahren dann seinen eigentlichen Sinn erfüllt, 
wenn die Behörde nicht sozusagen mit sich selbst den Rahmen der Un­
tersuchungen abstimmt, sondern mit einem anderen Rechtssubjekt vor­
nimmt. Im vorliegenden Zusammenhang erscheint aber die Erwägung 
angebracht, ob die für § 5 UVPG maßgebliche Ausgangskonstellation 
nicht auch vorliegt, wenn wie in unserem Zusammenhang die zuständige 
Behörde sich von einem Dienstleistungs-Unternehmen helfen läßt. Soll 
in diesem Rahmen dann das relevante Abhängigkeits- und Ableitungs­
verhältnis zwischen der hoheitlich tätigen Behörde und der sie nur un­
terstützenden Dienstleistungs-Gesellschaft erhalten bleiben bzw. kon­
stituiert werden, dann ist zuallererst erforderlich, daß die Behörde letz­
terer 11den Rahmen" der anzustellenden Untersuchungen setzt. 

Die Schwierigkeiten der Abgrenzung seien abschließend am Beispiel 
der Abstimmung der Planung mit den Trägern der öffentlichen Belange 
aufgezeigt. Schon der Wortsinn legt nahe, daß es sich dabei nicht nur um 
eine einseitige Entgegennahme von Informationen der Fachbehörde 
durch die planende Stelle handelt, sondern daß die Beteiligten in und 
durch die Abstimmung ihre Ansichten über die Relevanz bestimmter 
Umstände für die Beurteilung des Vorhabens einander annähern. Es 
werden schrittweise Vorentscheidungen über den Umfang des Abwä­
gungsmaterials, über die Beachtlichkeit oder U nbeachtlichkeit gewisser 
Umstände getroffen. Insgesamt handelt es sich nicht um eine bloße 
Hilfstätigkeit für die Abwägung, sondern die Abstimmung hat schon 
selbst einen inhaltlichen Bezug zur Abwägung, sie ist Teil des Prozesses 
der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials24

• Wer das Abwä-

23 Vgl. den Verweis auf den Entwurf der Verwaltungsvorschriften nach§ 20 UVPG 

bei Erbguth, Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung, Kommentar, 1992, 

§ 5 Rdnr. 6 a.E. 

24 Und bei der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials muß eine Vorstellung 

über die Abwägungserheblichkeit vorhanden sein oder sich bilden. Beim Zu­

sammenstellen kommt es zu einem Hin und Her des Blicks von den Fakten und 
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• • 1 • 11. 1 11 1111 • 1 • 1 1 1 „„ 1 ....... gungsmacenat zusammensceuc una me encscnemungserneoncnen ne-
lange einstellt, gewichtet und bewertet, der hat unmittelbaren Einfluß 
auf das Abwägungsergebnis. Daher ist es geboten, die Abstimmung mit 
den Trägern der öffentlichen Belange als schlicht-hoheitliche Tätigkeit 

und nicht nur als bloße Vorbereitungstätigkeit zu verstehen. Auf dem 
Boden dieser rechtlichen Qualifizierung ist der DEGES wohl die ge­
samte Durchführung der Abstimmung verwehrt. Der praktische Wert 
dieser Feststellung mindert sich indes, wenn man nun richtigerweise hin­
zufügt, daß damit der DEGES aber nicht ein helfendes und unterstüt­
zendes Handeln für die planaufstellende Behörde unter deren Weisun­
gen, Direktiven und bei Einhaltung der notwendigen Rückkoppelung 
zwischen beiden verwehrt ist. Insgesamt wird die Schwierigkeit der 
rechtlichen Steuerung deutlich: Theoretisch ist die Abgrenzung zwischen 
unzulässiger voller uurchführung der Abstimmung und zufässiger bioßer 
Unterstützung klar, in der Praxis verschwimmt sie. In den Dauerkon­
takten zwischen der planaufstellenden Behörde und der DEGES wird es 
gewisse Absprachen und Vorgaben wohl geben; ob sie gehaltvoll sind 
und ob die Richtung des Vorgehens eher von der Behörde oder mehr 
oder weniger selbständig vom eingeschalteten Dienstleistenden be­
stimmt wird, läßt sich von außen kaum erkennen oder kontrollieren. Das 
materielle Planungsrecht kommt hier an die Grenzen seiner Steue­
rungsfähigkeit. 

V. ORGANISATORISCH-INSTITUTIONELLE 

GEN 

1. Grundsätzliches 

ÜBERLEGUN-

Das bisherige Vorgehen einer getrennten Durchmusterung der ein-
„ ..... 1 • •• • • „ • . 'I . • 1 • ... . „ .. „„. „ t .„ • 

zemen rianungsrangKenen nat s1cn mcnt zutalllg ais preKar erwtesen. 

tatsächlichen Umständen zu der rechtlichen Frage der Abwägungserheblichkeit 

und umgekehrt. 
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Die dabei angewendete isolierende Methode steht einem der Grund­
phänomene der Planung, der Zusammengehörigkeit und Aufeinander­
bezogenheit der einzelnen Schritte, entgegen. Bekanntlich werfen des­
halb alle Vorgänge, bei denen es zu einer Teilung der Planung (z.B. ab­
schnittsweise Verwirklichung, Vorbehalt von Ergänzungsmaßnahmen) 
kommt, besondere Probleme auf, die zwar lösbar sind, die aber beson­
dere Vorkehrungen erfordern, damit der Charakter der übergreifenden 
Gesamtentscheidung nicht verkürzt wird25

. Im übrigen ist es eine gän­
gige Einsicht von Planungstheorie und Planungsrecht, daß bei der pla­
nenden Verwaltung die Aufmerksamkeit nicht nur auf das Ergebnis, 
sondern auch auf den Vorgang der Planung selbst und auf die Abfolge 
der einzelnen Schritte geworfen werden muß. Das Ergebnis des fertigen 
Planfeststellungsbeschlusses z. B. kann längst nicht in der Weise, wie 
dies bei einer sozusagen einfachen und punktuellen Entscheidung der 
Fall ist, vom dazu hinführenden Prozeß gelöst werden und dieser kann 
nicht umstandslos in wohlunterschiedene Teile aufgelöst werden. 

Weiter ist daran zu erinnern, daß eine der ersten Sensibilisierungen 
für die Besonderheiten der planenden Verwaltung von der Problematik 
der vollendeten Tatsachen ausgegangen ist. Damit ist die besondere 
Anfälligkeit der Planung als Prozeß dafür umschrieben, daß frühe Wei­
chenstellungen spätere Phasen präjudizieren können. Das umfangreiche 
Thema der vollendeten Tatsachen geht geradezu definitionsgemäß da­
von aus, daß schon vor dem rechtlich entscheidenden Akt sehr viele 
Weichenstellungen und Festlegungen getroffen sein können. Das ganze 
Thema lebt von der Einsicht und der Erfahrung, daß die förmliche Ent­
scheidung nicht mehr alles einholen und überformen kann, was vorher 
schon faktisch in eine bestimmte Richtung gelenkt worden ist. Demzu­
folge ist es die Lehre aus dieser Diskussion, daß man sich mit dem Hin­
weis auf die noch ausstehende förmliche Entscheidung, bei der alles 
nochmals von den kompetenten Organen behandelt wird, nicht ohne 
weiteres beruhigen kann. Vorentscheidungen und Vorbereitungshand­
lungen sind nicht allein deshalb unproblematisch, weil es eine kompe-

25 Dazu nur Blümel (Hrsg.), Teilbarkeit von Planungsentscheidungen (Speyerer 

Forschungsberichte Nr. 42), 1984. 
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Im vorliegenden Zusammenhang bedeutet dies: daß inselartig einige 
Zwischenschritte und die Schlußentscheidung korrekt der zuständigen 
Behörde vorbehalten sind, macht alles Dazwischenliegende nicht t'harm­
los" oder vernachlässigbar. 

Es stellt sich demnach die Frage, ob gesichert werden kann, daß 
nicht nur die Formalstruktur der Kompetenzordnung gewahrt wird, son­
dern auch die Substanz der Entscheidungsgewalt den kompetenten Ent­
scheidungsträgern vorbehalten bleibt. Die Erwartungen an eine solche 
Überprüfung dürfen sicherlich nicht zu hoch geschraubt werden. Aus 
den bisherigen Überlegungen läßt sich das Zwischenergebnis entneh­
men, daß eine Durchmusterung der einzelnen Planungselemente nicht 
weiterhiHt. Deshalb wird im folgenden der Blickwinkel ausgeweitet und 
eine institutionelle Sicht eingenommen, die nach den generellen Bindun­
gen der einzelnen Behörden und der ihr zuarbeitenden Organisations­
einheiten fragt. Damit wird ein verwaltungswissenschaftlicher Ansatz 
gewählt, der kurz zu begründen ist. 

Die verwaltungwissenschaftliche Sichtweise hat unter anderem die 
Eigenart, daß sie sich gedanklich am Output eines Systems orientiert. 
Bei der Gesamtveranstaltung der Verwaltung interessiert also zum 

einen, welche Ergebnisse diese für ihre Umwelt 11produziert''; und zum 
anderen, durch welche Faktoren diese Ergebnisse bedingt sind. Sieht 
man, zugespitzt gesagt, die Ergebnisse der Verwaltung als Entscheidun­
gen im allgemeinsten Sinne an, so richtet sich diese Fragestellung an die 
Faktoren, deren Zusammenwirken zu solchen Entscheidungen führen. 
Als solche Entscheidungsprämissen fungieren nun nicht nur die inhaltli­
chen (Rechts )Programme, sondern Entscheidungsprämissen sind auch 
die Organisation, die Verfahren sowie die typischen Eigenschaften eines 
speziell rekrutierten Personals. Alle tragen zum Output der Verwaltung 
bei (bzw. können es in mehr oder minderem Umfang tun). 

Die Gesamtheit dieser Prämissen soll auch bei der Planung spezifi­
sche Ergebnisse bewirken. Hier interessiert speziell das Ziel, das mit 
dem notwendig hoheitlichen Charakter der Planung verfolgt wird. Gesi­
chert werden soll damit nämlich die Vollständigkeit und Allseitigkeit der 
Abwägung aller betroffenen Belange im Kontext eines gemeinwohlbezo-
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genen Konzepts. u1eses Liel wrra nun - dies ist die Anwendung der 
dargelegten verwaltungswissenschaftlichen Sicht - durch die Kombina­
tion der Entscheidungsprämissen bewirkt. Auch die organisatorischen 
Gestaltungen der einzelnen Einheiten leisten einen Beitrag zur Ge­
währleistung des hoheitlichen Charakters der Planung. Deshalb ist im 
folgenden der analysierende Blick auf die Rolle der DEGES als Helfer 
der Behörden zu richten. Dabei sind die unterschiedlichen Funktionen 
der Behörden im Gesamtzusammenhang der Verkehrsplanung zu be­
achten. Das Gesetz kennt insoweit drei abstrakte Funktionen, nämlich 
die Aufgaben einer Behörde als Vorhabenträger (Antragsteller), als An­
hörungsbehörde und als Planfeststellungsbehörde. Die Gesetze fordern 
bekanntlich nicht, daß diese drei Funktionen auf verschiedene Behörden 
aufgeteilt werden; die Rechtsprechung hat dies (verfassungsrechtlich) 

• • • • '?I. - • • • • • • • • • • • •• .. •• • • 
mcht beanstander~. Inhaltlich unterscheiden sich aber selbstverständllch 
die Aufgaben einer Behörde je nach dem, ob sie konkret als Antragstel­
ler, Anhörungsbehörde oder Planfeststellungsbehörde tätig wird und das 
gleiche gilt dann für die Helfer-Tätigkeit der DEGES. 

2a. DEGES als Helfer des Vorhabenträgers 

Wie die Aufgabenumschreibung und die Abgrenzungstabelle erken­
nen lassen, ist die Rolle der DEGES als Helfer der planaufstellenden 
Straßenbauverwaltung besonders umfangreich. Die Frage ist, ob sich an 
den maßgeblichen Rechtsbindungen etwas dadurch ändert, daß statt der 
Straßenbauverwaltung jetzt eine privatrechtlich organisierte GmbH tätig 
wird. Dies ist klar zu verneinen, soll aber der Deutlichkeit halber aus­
drücklich im einzelnen begründet werden. 

Generell entsteht durch die Organisationsprivatisierung nicht ein 
freies Rechtssubjekt des Privatrechts, sondern die GmbH bleibt unbe­
schadet ihrer organisatorischen Eigenständigkeit Glied der staatlichen 
Organisation und in sie eingebunden27• Der generelle Lehrsatz, daß sich 

26 BVeiwG NVwZ 1987, 886 und 1988, 532; dazu Wahl, Entwicklung des Fachpla­

nungsrechts, N-VwZ 1990, 426, 432. 

27 Dazu und zum folgenden Wolff/Bachof /Stober (Fn. 4), § 104 a, Rdnr. 30. 
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die öffentliche Hand durch eine organisatorische ~1ucht in das Privat­
recht nicht den verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Bindun­
gen und Schranken entziehen kann, läßt sich für die hier einschlägige 
planungsrechtliche Konstellation dahin spezifizieren: Durch die Organi­
sationsprivatisierung entsteht nicht ein privater Antragsteller /Vorhaben­
träger, sondern die Straßenplanung ist nach wie vor eine öffentliche Pla­
nung, die von einem öffentlichen Antragsteller /Vorhabenträger betrie­
ben wird, der nach wie vor allen planungsrechtlichen Bindungen unter­

liegt; diese teilen sich auch der privatrechtlich organisierten Einheit mit. 

Gibt es dann, so ist weiter zu fragen, für die DEGES bei ihrer Tätig­

keit irgendwelche Erleichterungen? Von den privatrechtlich organisier­
ten Einheiten wird häufig erwartet, daß sie schneller und effizienter 
handeln. Darf sich etwa die DEGES in der Weise spezialisieren und 
insofern effektiver handeln, daß sie nur die Verkehrsbelange erhebt und 
berücksichtigt und die Geltendmachung anderer Belange etwa der 
Planfeststellungsbehörde überläßt? Die Frage zielt auf die Orientie­
rungsmuster, die für den privatrechtlich organisierten Verwaltungshelfer 
gelten. Wenn die DEGES nach dem Ausgeführten insofern nicht anders 
zu beurteilen ist als der Vorhabenträger, für den sie tätig wird, dann in­
teressiert im weiteren die - selten behandelte - Vorfrage, welchen pla­
nungsrechtlichen Bindungen die Straßenbauverwaltung als öffentlicher 
Vorhabenträger unterliegt. 

In der höchstrichterlichen Rechtsprechung finden sich dazu natur­
gemäß nur mittelbare Aussagen. Die gerichtliche Kontrolle der Planung 
knüpft an die abschließende Entscheidung der Planfeststellungsbehörde 
an, die davorliegenden Schritte kommen nicht direkt ins Blickfeld. Im­
merhin findet sich wiederholt in den Entscheidungen des Bundesver­
waltungsgerichts die Passage, daß die (Planfeststellungs)Behörde die 
Vorhabenplanung 11abwägend nachvollzieht1128• Kühling29 arbeitet die 
dem zugrundeliegende Überlegung wie folgt näher aus: 

28 So BVerwGE 72, 365, 367 in einem Fall eines enteignungsrechtlichen Prüfungs­

verfahrens. 

29 Kühling, Fachplanungsrecht, 1988, Rdnr. 13 und 307. 
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"' l 'atsächlich nimmt sie (die Behörde) ihre Verantwortung rur die 
Einhaltung des Abwägungsgebotes in der Form wahr, daß sie die ihr 
vom Vorhabenträger vorgelegte Planung abwägend nachvollzieht. Zur 
Entwicklung eigener Planungsalternativen oder zur detailgerechten Pla­
nung technischer Schutzvorkehrungen ist sie gewöhnlich nicht in der 
Lage. Sie bleibt insofern auf den Vorhabenträger angewiesen, den sie 
zur Vorlage entsprechend geänderter Unterlagen anhalten kann. Recht­
lich wird sie jedoch so behandelt, als handele es sich um ihre eigene Pla­
nung. In der Spruchpraxis der Gerichte geraten deswegen vor allem ihr 
planerischer Gestaltungsfreiraum und seine Grenzen ins Blickfeld. Diese 
Perspektive darf aber nicht den Blick dafür verstellen, daß die materielle 
Planungsbindung auch für den staatlichen oder kommunalen Vorha­
benträger selbst gilt und daß sie von ihm einzufordern ist, wenn ein be­
hördliches Prüfungsverfahren nicht stattfindet." 

Diese Ausführungen Kühlings geben die Stellung der planaufstellen­
den Behörde zutreffend wider: Als Teil der öffentlichen Planung unter­
liegt der Vorhabenträger den öffentlich-rechtlichen Bindungen der Pla­
nung, insbesondere dem Gebot, alle betroffenen Belange zu erheben, zu 
beachten und untereinander abzuwägen. Die planaufstellende Behörde, 
die Straßenbauverwaltung, ist zwar fachlich spezialisiert, sie ist beson­
ders fachkundig in allen Fragen des Straßenbaus und der Straßentech­
nik; sie ist aber von Rechts wegen nicht nur und schon gar nicht einseitig 
auf die Berücksichtigung der Verkehrsbelange ausgerichtet, sondern zur 
Konkretisierung des umfassenden Gemeinwohls verpflichtet - kurz, sie 
ist an das Abwägungsgebot gebunden. Um Mißverständnisse zu vermei­
den, sei angefügt: Damit soll die materielle Bindung an das Gebot, alle 
Belange zu beachten und untereinander abzuwägen, ausgedrückt wer­
den, nicht aber wird behauptet, daß die so vorgenommene Abwägung 
und das der Planfeststellungsbehörde vorgelegte Konzept diese binde 
oder ein selbständiger Gegenstand einer gerichtlichen Kontrolle sei. Die 
rechtlich maßgebliche und dann gerichtlich zu überprüfende Entschei­
dung nimmt die Pianfeststeiiungsbehörde vor; aber nicht erst sie bringt 
die Gesamtheit der zu beachtenden Belange ins Spiel, sondern schon die 
planaufstellende Behörde und - damit in unserem Zusammenhang -
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die dieser helfende DEGES unterliegen den materiellen Pianungsbin­
dungen. 

Der Aufweis der eigengearteten Rechtsstellung des Vorhabenträgers 
- daß er dem Abwägungsgebot unterliegt, die abgewogene Planung 
aber selbst nicht abschließend formulieren kann - gibt im vorliegenden 
Zusammenhang Anlaß zu weiterführenden Überlegungen. Wenn das 
Planungsrecht die materiellen Planbindungen schon an den Vorhaben­
träger richtet, warum schaltet es dann nochmals in einem weiteren 
Schritt ein Planfeststellungsverfahren und die Tätigkeit der Planfeststel­
lungsbehörde nach, für die in besonderer Weise die Gebote der Distanz, 
der Neutralität und des fairen Verfahrens gelten30? 

Die Antwort ist leicht, aber inhaltlich nicht trivial. Das Recht geht 
davon aus. daß die Auferlernng der materiellen Planbindung an den 

~ ,,_..- '-'" -
Vorhabenträger allein nicht ausreicht, um ein möglichst ausgewogenes 
und abgewogenes Ergebnis zu gewährleisten. Das Recht rechnet mit der 
selektiven Aufmerksamkeit einer Fachbehörde wie der Straßenbauver­
waltung. Damit ist der strukturbedingte und prinzipiell nicht zu vermei­
dende Sachverhalt gemeint, daß eine arbeitsteilig spezialisierte Einheit 
einen besonderen Aufmerksamkeitshorizont und spezifische Relevanz­
kriterien ausbildet. Das Recht unterstützt dieses allgegenwärtige Phä­
nomen nicht, es stellt sich ihm mit der materiellen Pflicht zur Rerück­
sichtigung aller Belange entgegen. Das Recht weiß aber auch, daß diese 
im Kontext der materiellen Pflichten ausgesprochene Anforderung nicht 
ausreicht. Deshalb greift die Gesamtregelung auch zu organisatorischen 
Vorkehrungen - nämlich zur Ausdifferenzierung einer Behörde, die 
den speziellen Auftrag hat, die allseitige Abwägung maßgeblich und ab­
schließend herzustellen und zwar dies unter den zusätzlichen Anforde­
rungen der relativen Distanz und N eutralität31. 

30 Dazu BVerwGE 75, 214, 230 und Wahl (Fn. 26), 432. 

31 In der Praxis finden sich auch Ausdifferenzierungsprozesse, wenn generell die­

selbe Behörde für die drei verschiedenen Funktionen zuständig ist. So gibt es 

z.B. in BW, wo das Regierungspräsidium sowohl planaufstellender Antragstelleri 

Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde ist, eine behördeninterne Differenzie~ 
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Ist aber schon bei aer onentllch-recnu1ch orgarus1erten r1anamsre1-
lungsbehörde die Gefahr und Neigung gegeben, daß sie sich sehr und zu 
sehr mit einem Belang identifiziert, dann wohl erst recht bei einer pri­
vatrechtlich organisierten GmbH als ihrem Helfer. Mir scheint, daß die 
Organisationsprivatisierung die Problematik der selektiven Aufmerk­
samkeit verschärft: immerhin werden von der Einschaltung dieses pri­
vatrechtlich organisierten Helfers Effektivitätssteigerungen und Zeitge­
winne erwartet. Diese neu gegründete Einheit steht in besonderer Weise 
unter Erfolgszwang und als Maßstab für den Erfolg kann sich in der 
Wahrnehmung der Öffentlichkeit und im eigenen Selbstverständnis 
leicht die Zahl der durchgeführten Straßenbauprojekte ergeben. Es 
spricht nach meiner Meinung manches für die Annahme, daß die Aus­
differenzierung einer privatrechtlich organisierten Einheit von der Seite 
der organisatorischen Gestaltung her (nicht von der materiellrechtlichen 
Regelung) einen Impuls zur stärkeren Spezialisierung und zur stärkeren 
Freisetzung des sektoralen Straßenbaubelangs bedeutet. 

Diese Fernwirkungen der organisatorischen Verselbständigung eines 
Verwaltungshelfers in privatrechtlichen Formen sind sicherlich für die 
rechtspolitische Frage, ob solche Verselbständigungen vorgenommen 
werden sollen, von Bedeutung. In der rechtsdogmatischen Beurteilung 
sind sie nicht geeignet, etwa die Unzulässigkeit der Verselbständigung zu 
begründen. Will man diesen Fernwirkungen entgegentreten, so muß die 
Antwort auf der einschlägigen Ebene der organisatorisch-verfahrensmä­
ßigen Vorkehrungen gesucht werden: Abzuleiten ist aus diesen Überle­
gungen das Postulat einer intensiven Steuerung der DEGES durch die 
Straßenbaubehörde durch dirigierende, einen umfassenden Rahmen für 
die Untersuchungen und Datenerhebungen setzenden Vorgaben. Darauf 
ist unten zurückzukommen. 

rung, nach der die beiden letzteren Funktionen einer spezifischen Abteilung vor­
behalten sind. 
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2b. DEGES als Helfer der Anhörungsbehörde und der Planfeststel-
lungsbehörde 

Die Ausgangsiage ist hier einfach zu kennzeichnen und oben schon 
erwähnt worden: Der Vorbehalt der Ausübung hoheitlicher Tätigkeit 
zugunsten der Behörde gilt selbstverständlich für den eigentlichen Plan­
feststellungsbeschluß und die darin eingeschlossene verbindliche Abwä­
gung aller betroffenen öffentlichen und privaten Belange. Gleiches trifft 
für die Anhörung zu: Das Anhörungsverfahren ist im Gesamtzusam­
menhang der Planung ein zentrales Element, an dem sich der hoheitli­
che Charakter der Planung manifestiert. Im Anhörungsverfahren muß 
die Verwaltung den Gesamtauftrag der Planung deutlich machen, näm­
lich die Allseitigkeit der Berücksichtung von Belangen und die U nvor­
eine:enommenheit. was die Relevanz der verschiedenen öffentlichen und ._, , 

der privaten Belange betrifft. Deshalb bestehen für das Anhörungsver­
fahren auch besondere Anforderungen im Hinblick auf Neutralität und 
Distanz der Behörde und der konkreten Amtswalter. Daraus ergeben 
sich die unbestrittenen Erfordernisse, daß Herr und Gestalter des Anhö­
rungsverfahrens die Behörde und daß Leiter der Anhörung ein Vertre­
ter der Anhörungsbehörde sein müssen32. 

Das schon oben gekennzeichnete eigentliche Problem in diesem Zu-
1 1 " 1" 'I 9 "J n '1• • ••~ 1• 1 1•• • 'f III sammennang oesrenr aann, aan 01e grunasarzncn zwass1ge voroere1-

tende und unterstützende Tätigkeit der DEGES im Vorfeld der Anhö­
rung und des Erlasses des Planfeststellungsbeschlusses nicht die formel­
len Befugnisse der Sache nach aushöhlt. Dies führt zum einen auf die 
Grundproblematik der Steuerungsfähigkeit und -bereitschaft der zustän­
digen Landesbehörde gegenüber ihrem Helfer zurück. Zum andern ist 

32 Eine aufschlußreiche Parallele bietet insofern die Diskussion um die Einbezie­

hung von Konfliktmittlern. Dort wird die Betrauung eines Konfliktmittlers mit 

der Aufgabe der Anhörung erwogen: Zu Recht stellt Schuppen insofern die An­

forderung, daß der Konfliktmittler dann einen wie immer gearteten öffentiichen 

Status haben müsse, der ihn aus der Sphäre der Privatpersonen heraushebe, sei 

es in Parallelkonstruktion zum Beliehenen, sei es als eine Art Beauftragter. Nur 

an einen soichen öffentlichen Status könnten "Amtspflichten" wie Neutralitäts­

und Verschwiegenheitspflicht anknüpfen, Schuppen (Fn. 19), Bd. 2, 52. 
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die Gesamtkonstellation, in der die DEGES tätig wird, zu beachten. Sie 
ist nämlich Helfer der Landesbehörden in allen deren Funktionen, sie ist 
Helfer für die planaufstellende, für die anhörende und die planfeststel­
Iende Behörde. Wenn das einschlägige Landesrecht diese Funktionen 
auf verschiedene Behörde verteilt, dann wird diese Aufteilung durch die 
Tätigkeit der einen DEGES, die für jede zuarbeitet, sozusagen ltkurzge­
schlossen". Das gleiche gilt, wenn das Landesrecht (so etwa in Baden­
Württemberg) alle drei Funktionen der gleichen Behörde zuweist, aber 
durch innere organisatorische Zuständigkeitsverteilung dafür sorgt, daß 
die Anhörungs- und/ oder die Planfeststellungsbehörde intern ausdiffe­
renziert ist und betont den Auftrag zur allseitigen "neutralen" Abwägung 
übertragen erhält. Was dieser 11Kurzschluß" bewirkt, läßt sich kennzeich­
nen, wenn man sich auf den Sinn der Aufteilung der drei Funktionen im 
Gesamtvorgang der Planung besinnt. Meiner Meinung nach soll diese 
Aufteilung zu einer Art verwaltungsinternen Gewaltenteilung bzw. Kon­
trolle in dem Sinne führen, daß nach der planaufstellenden Behörde eine 
weitere Behörde, jedenfalls andere Amtswalter, nochmals mit der Pla­
nung im Zusammenhang des Anhörungsverfahrens und dann der ver­
bindlichen Entscheidung beschäftigt sind33. Der doppelte oder mehrfa­
che Zugriff auf die Probleme der Planung ist durch diese organisatori­
sche Ausdifferenzierung beabsichtigt. Das Planungsrecht hat - nach der 
Auslegung der Rechtsprechung - diese Aufteilung nicht zwingend vor- . 
geschrieben. Das Verfassungsrecht fordert sie auch nicht, wohl aber hält 
das Bundesverwaltungsgericht die Trennung für rechtspolitisch befriedi­
gender; es fügt hinzu, daß rechtsstaatliche Gründe sie nahelegen34

. Die 
einheitliche Tätigkeit der DEGES für alle drei Funktionen und für alle 
damit befaßten Amtswalter hebt zu einem beträchtlichen Teil die grund­
sätzlich beabsichtigte Trennung und die in der jeweiligen Praxis her-

33 Kühling (Fn. 29), Rdnr. 305: "Die Funktionstrennung erleichtert es der Planfest­

stellungsbehörde, das für ein abgewogenes Uneil notwendige Maß an Distanz 

und Neutralität gegenüber dem fachplanerischen Interesse zu wahren" unter 

Verweis auf Schmidt-Aßmann, DÖV 1979, 1, 3: ein in der projektfördemden 

Fachverwaltung stehender Beamter wird sich im Zweifel für und nicht gegen das 

Projekt entscheiden. 

34 Vgl. die Angaben oben Fn. 26. 



52 

gestellte Aufgliederung auf. Denn bei der zweiten Beurteilung im Rah­
men des Anhörungsverfahrens und beim Erlaß des Planfeststellungs­
beschlusses hilft und unterstützt dieselbe Einheit, die vorher wirkungs­
voll bei der Planaufstellung mitgewirkt hat. Es fügt sich in den Duktus 
der oben erwähnten Rechtsprechung ein, wenn man abschließend 
bemerkt, daß dies zwar nicht zu einem Rechtsverstoß führt, daß sich 
aber diese organisatorische Gestaltung vom Bild der Funktionentren­
nung noch weiter entfernt. 

3. Aufgaben der Planungsbehörden gegenüber der DEGES 

Dieses Zwischenergebnis verstärkt nochmals die Notwendigkeit einer 
substantiellen Steuerung der Tätigkeit der DEGES durch die Planungs­
behörden. uies setzt zunächst voraus, daß in den neuen tsundesiändern 
genügend administrative Kapazität in der Straßenplanung aufgebaut 
wird. Die Existenz der DEGES ersetzt sicherlich eine beträchtliche An­
zahl von Stellen im ausführenden Bereich, sie erfordert aber zugleich 
eine betonte Wahrnehmung der Leitungsfunktionen. Insofern muß nicht 
nur in der DEGES, sondern gleichermaßen auch in den zuständigen 
Landesbehörden ein ausgeprägtes Projektmanagement aufgebaut wer­
den. Die dort tätigen Beamten sollen sich, ohne Belastung durch Routi­
netätigkeiten, auf die Steuerungsfunktionen konzentrieren und speziali­
sieren. Notwendig sind dabei vor allem klare Vorgaben beim Start und 
ein intensiver Dialog mit der DEGES bei der Bestimmung des Untersu­
chungsrahmens. Weisungen und Abstimmungen müssen Substanz ent­
halten und dürfen nicht auf dem Papier stehen. Steuerndes Management 
ist dann auch erforderlich, wenn die Beteiligung von Trägern öffentli­
cher Belange oder von Naturschutzverbänden das Thema von Alternati­
ven hat akut werden lassen. Insgesamt darf der Aufbau der Planungsbe­
hörden in den neuen Ländern nicht wegen der Existenz der DEGES 
verzögert oder zurückgestellt werden. 
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VI. BESONDERHEITEN BEI DER EINSCHALTUNG DER DEGES 

BEI MASSNAHMEGESETZEN 

Nur kurz kann hier auf die Besonderheiten eingegangen werden, die 

sich bei der Einschaltung der DEGES im Rahmen der geplanten Maß­
nahmegesetze ergeben35

. Gegenüber der Diskussion vor einem Jahr 
liegt jetzt das erste praktische Projekt vor; dem Bundestag ist der Ge­
setzentwurf über den Bau der Südumgehung Stendal zugegangen36• Aus 

ihm wird deutlich, daß der spezielle Beschleunigungseffekt aus dem 

Wegfall förmlicher Verfahren erwartet wird. In der Begründung zu dem 
Gesetzesentwurf heißt es, daß der "Beschleunigungseffekt dadurch (ent­
steht), daß die Vorbereitung des Gesetzgebungsverfahrens zum einen 

dazu zwingt, zum anderen die Möglichkeit eröffnet, den Planentwurf zü­
gig und unbürokratisch mit den Planungsbehörden der Länder, den Trä­
gern öffentlicher Belange sowie den Kreisen und Kommunen abzustim­
men und dabei die betroffene Öffentlichkeit angemessen einzubeziehen, 

ohne auf die Durchführung förmlicher Verwaltungsverfahren angewie-
. n37 sen zu sein . 

Die weitere Begründung läßt erkennen, daß damit im Kolumbusjahr 
offenbar das Ei des Kolumbus gefunden worden und die Quadratur des 
Zirkels gelungen ist: "Die Anwendung des Investitionsmaßnahmegeset­
zes ermöglicht es also, auf schnelle Weise alle für die Erstellung der 

Plan unterlagen notwendigen Informationen ohne Durchführung förmli­
cher Verfahren zu gewinnen, ohne daß in materieller Hinsicht an der 
Qualität der planerischen Vorbereitung für die Bauzulassung kraft Ge­
setzes Abstriche gemacht werden mußten. Insbesondere wurden Ab­

stimmungen mit den zuständigen Behörden durchgeführt, die sich in­
haltlich an den für Planungsverfahren geltenden Rechtsvorschriften ori­
entieren.11 

35 Zur verfassungsrechtlichen Problematik der Maßnahmegesetze vgl. oben Fn. 1. 

36 BR-Drs. 513/92. 

37 BR-Drs. 513/92, 8 (dort auch das folgende wörtliche Zitat). 
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Was hier behauptet wird, ist nicht mehr und nicht weniger, ais daß es 
förmlicher Verfahren überhaupt nicht bedarf, daß man auch ohne sie zu 

denselben guten Ergebnissen gelangen kann. Das kann nicht wahr sein 
und das ist nicht wahr. Die Erkenntnisse über die Bedeutung von geord­

neten und wohlstrukturierten Verwaltungsverfahren für das richtige Er­
gebnis gerade bei Planungen sind nicht plötzlich außer Kraft getreten 
oder widerlegt worden. 

Was nun die Einschaltung der DEGES bei der Vorbereitung der 
Maßnahmegesetze betrifft, so gilt auch hier der Obersatz, daß hoheitli­
che Befugnisse ausgenommen sind. Oben ist ausgeführt worden, daß für 

die schwierige Beurteilung, was als Kern der hoheitlichen Betätigung 
gelten muß und deshalb bei der Beauftragung vorbehalten ist, die Förm­
lichkeiten des Verfahrens von besonderer Bedeutung sind, weil sie den 
gesamten Prozeß der Entscheidungsfindung unterteilen und so heraus­
gehobene Planungsschritte begründen. Bei den Maßnahmegesetzen 
herrscht nun durch die Verlagerung der Entscheidung auf den Gesetz­
geber eine nahezu vollständige Formlosigkeit des Verfahrens vor. Man­
gels besonderer Vorschriften für das Gesetzgebungsverfahren ist prak­
tisch alles, was vor der Entscheidung des Parlaments liegt, bloße "Vorbe­
reitung". Es gibt kein förmliches Anhörungsverfahren, sondern die Öf­
fentlichkeit wird "angemessen beteiligt"; Regeln, daß diese Beteiligung 
eine besondere Behörde vorzunehmen hat, gibt es nicht. Dementspre­
chend scheint sich der Betätigungsraum der DEGES als Helfer weit zu 

öffnen; so mag man erwägen, daß alle Planungsaktivitäten vor dem par­
lamentarischen Gesetzgebungsverfahren von ihr und nicht von den Lan­
desbehörden ausgeführt werden dürften. 

Die Probleme können hier nicht vertieft behandelt werden. Immer­
hin sei die Frage aufgeworfen, ob für die hier vorliegende Konstellation 
der Planung durch den Gesetzgeber von Verfassungs wegen nicht An­
forderungen an das Gesetzgebungsverfahren bestehen müssen, durch die 
gewährleistet wird, daß die rechtstaatlichen Erfordernisse etwa an die 
ausreichende Zusammenstellung des Abwägungsmaterials eingehalten 
werden; die Diskussion darüber dürfte sich beleben. Im vorliegenden 
Zusammenhang erscheint es mir geboten, auf einen Zl1sätzlichen .A~pekt 
hinzuweisen. Auch bei den Maßnahmegesetzen müssen zwischen der 



55 

Tätigkeit der ur.G.t.S und dem Gesetzgebungsverfahren im Pariament 
Aktivitäten und Vor-Entscheidungen der Planungsbehörden einge­
schaltet werden. Die Anhörung der Öffentlichkeit und insbesondere der 
potentiell Betroffenen, in welcher Form sie auch durchgeführt werden 
mag, kann nicht allein von der DEGES vorgenommen werden, sondern 
die Elemente, die oben als '1hoheitliche" qualifiziert worden sind, müssen 
auch hier von Planungsbehörden vorgenommen werden. Man kann sie 
als von Natur aus hoheitliche Elemente bezeichnen. 

VII. SCHLUSSBEMERKUNG 

Abschließend sei auf das Verhältnis zwischen der in den neuen Län­
dern bestehenden Ausnahmesituation und denkbaren Erwägungen, die 
Einschaltung privatrechtlich organisierter Einheiten in Zukunft zur ge­
nerellen Norm zu machen, eingegangen. Die Sondersituation der erst im 
Aufbau befindlichen Verwaltungen in den neuen Ländern ist sicherlich 
ein sachlicher Grund für die Errichtung und Einschaltung der 
DEGES38. Für die weitere Zukunft wäre das Experiment dann interes­
s~nt, wenn es tatsächlich zu relev~nten Reschle11nig11ngen der Verfahren 

kommt. Aber auch dann wäre die Übertragung auf das gesamte Bundes­
gebiet nur eine der möglichen Alternativen und nach meiner Meinung 
nicht einmal die bessere oder vorrangige. Verwaltungsvereinfachung und 
Beschleunigung der Verfahren sind wichtige und hochakzeptierte Ziele. 
Wenn es dazu Möglichkeiten gibt39

, dann ist es ein dringendes Bedürf­
nis, solche Verbesserungen in die gesamte öffentliche Verwaltung, in 
den Normalablauf hineinzubringen. Eine problematische Strategie wäre 

38 Auch im Sinne der Literaturstimmen, die für Organisationsprivatisierung einen 

sachiichen Grund fordern, vgi. Ehiers (Fn. 17), 374. 

39 Wenn sich etwa bei der Analyse der Tätigkeit der DEGES herausstellt, daß ge­

wisse Vorbereitungsaufgaben bei der Planung und bestimmte Elemente des Pla­

nungsprozesses besser und schneller bewältigt werden konnten als bisher, wenn 

etwa bei der Koordination der Behörden Verbesserungen möglich sind. 
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es, die Normalverwaitungen unverändert zu iassen und daneben eine Art 
Schnellspur einzurichten. Die Maxime sollte nicht effektives Projektma­
nagement außerhalb der Verwaltung durch privatrechtlich organisierte 
Einheiten, sondern Projektmanagement in der Normalverwaltung hei­
ßen 40

. Diese Überlegung hat natürlich zur Prämisse, daß durch die Er­
richtung und Einschaltung privatrechtlich organisierter Verwaltungsein­
heiten Verbesserungen eintreten und daß solche Verbesserungen gene­
ralisierbar sind. Es könnte durchaus sein, daß eine Beschleunigung bei 
der Realisierung der Projekte Deutsche Einheit im wesentlichen der 
Sondersituation, also dem besonderen Druck im Hinblick auf eine bes­
sere Infrastruktur in den östlichen Ländern und der damit einhergehen­
den relativ großen Akzeptanz für die Vorhaben, zu verdanken ist. All 
dies muß die Erfahrung in der nächsten Zukunft erweisen. 

40 So auch Ronellenfitsch, Verkehrswegeplanung in Deutschland, LKV 1992, 115, 

118 (unter IV.). 
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MÖGLICHKEITEN UND GRENZEN EINER VER­

RINGERUNG DER KRAFTFAHRZEUGMENGEN IM 

INNENSTADTBEREICH MIT DEN M11·1ELN DES 

STRASSEN/STRASSENVERKEHRSRECHTS 

Von Prof Dr. Udo Steiner 

1. EINLEITUNG 

Die Verkehrsräume in den deutschen Innenstädten sind mit Kraft­
fahrzeugen überfüllt. Geschlossen sollen sie gleichwohl nicht werden. 
Die "Autofreie Innenstadt" ist Theorie, kein ernsthaftes Konzept der 
deutschen Städtepraxis. Zwei Ziele stehen im Mittelpunkt der kommu­
naien Verkehrskonzepte: Verbesserung der Verkehrsverhäitnisse zur 
Vermeidung des Verkehrsinfarkts. Sowie: Verbesserung der Verkehrs­
verhältnisse aus Gründen des Städtebaus und des Umweltschutzes. Die 
Losung ist ausgegeben und sie heißt: Stadtverträglicher Verkehr. Dies 
bedeutet Maßnahmen gegen den Durchgangsverkehr, Maßnahmen gegen 
den Berufs- und Berufseinpendlerverkehr als motorisierten Individual­
verkehr und zugleich Maßnahmen fü,r die Verbesserung der Bedingun­
gen der städtebaulich notwendigen Verkehre, insbesondere Wirtschafts-, 
Dienstleistungs- und ggf. Einkaufsverkehr. Die Grundannahme lautet: Je 
weniger unerwünschte Verkehre, umso besser die Bewegungs- und Auf­
enthaltsbedingungen für den erwünschten Verkehr.1 Die Wege zu die-

1 Zur konzeptionellen Diskussion und zur Praxis siehe aus jüngerer Zeit u.a. Apel/ 

Lehmbrock, Stadtverträgliche Verkehrsplanung, Berlin 1990; Baum, Verkehrs­

strategien in Städten, Institut für Verkehrswissenschaft Köln, 1991; Künne, Stadt 
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sem Ziel sind vielfältig und auch solche juristisch-hoheitlicher Art. Stra­
ßenverkehrsrecht und Straßenrecht - allein oder kombiniert - geben 
der Verkehrsplanung - wagt man eine Bilanz - ein insgesamt ausrei­
chendes Instrumentarium an die Hand. Man muß nur wissen, was man 

will oder vernünftigerweise wollen soll, und man muß wissen, wie man 
die Befolgung der Anordnungen und Verfügungen sicherstellt. Für die 
Verkehrsplanung in den Städten muß ein eiserner Numerus clausus 
gelten: An der Diskussion über hoheitliche Maßnahmen darf nur teil­

nehmen, wer auch sagt, wie er die Beachtung getroffener Maßnahmen 
sichert. 

Es kann eigentlich keinen Zweifel geben: Gegenüber der Massen­
haftigkeit des innerstädtischen Individualverkehrs befinden sich die 
Städte in einer Notstandssituation. Verkehr und Wetter sind längst 
Übungsfelder der Chaostheorie mit ersten anerkennungsfähigen For­

schungsergebnissen, etwa: "Stau und Schrittempo sind zwar recht stabile 
Zustände des Verkehrsflusses, aber nicht gerade das, was sich die Ver­
kehrsteilnehmer wünschen".2 Verkehrsnotstand in den Innenstädten, d.h. 
in Beispielszahlen, die in diesen Tagen für Stuttgart auf der Grundlage 
von Angaben der Stadtverwaltung publiziert wurden:3 

693 000 Kraftfahrzeuge passieren täglich die Stuttgarter Stadt-

wenze 

460 000 davon gelangen in den sog. Kesselbereich 

210 000 Pendler fahren täglich zur Arbeit nach Stuttgart. 

und Verkehr - Problem ohne Ende?, in: Städtetag 1991, S. 345 ff.; H. Monheim/ 

R Monheim-Dandorfer, Straßen für aUe, 1990; Schäfer, Integrative Verkehrspla­

nung, in: BWVerwPraxis 1991, S. 97 ff. Z.ahlreiche Beiträge in den Veröffentli­

chungen der Forschungsgesellschaft für das Straßen- und Verkehrswesen (Ver­

kehr wohin - Aspekte nach 2000, 1990; Verkehrsplanung gestern - heute -

morgen, 1991) und in den VDI Berichten (etwa: Nr. 605, 1986, S. 547 ff.; Nr. 817, 

1990 sowie Nr. 915, 1991). Siehe auch Stadt und Verkehr, hrsg. vom ADAC, 

1991. 

2 Morfill/Scheingraber, Chaos ist überall und es funktioniert. Eine neue Weltsicht, 

1991, s. 174 (177). 

3 FAZ Nr. 243 vom 13.10.1992, S. 14. 
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Auf die dargestellte Situation reagieren die Städte mit einer Art Not­
standsverwaltungsrecht. Sie stehen damit in Europa nicht allein. Bologna 
beispielsweise administriert seinen Innenstadtverkehr mit Zehntausen­
den von Sonderfahrrechten, zu denen eine Dunkelziffer illegaler Fahr­
zeugbewegungen hinzukommt, deren Größe angeblich in einem direkten 
Zusammenhang mit der Duldungsbereitschaft der jeweiligen Stadtrats­
mehrheiten steht.4 Die italienische Rechtsprechung hat übrigens die 
"liberta di movimento" (Art. 16 Verf. Italien) - "Recht auf Mobilität" -
eher juristisch abgerüstet und nicht zugunsten des innerstädtischen Ver­
kehrsmobilisten eingesetzt5, während in Deutschland diese Freiheit als 
Grundrecht gegenwärtig in den Kreisen unseres Ausschusses eher auf­
gewertet wird - Kennwort Rone/lenfttsch, gegenläufige Tendenzen also, 
trotz vergleichbaren Temperaments. 6 

Zur Vorbereitung der rechtlichen Überlegungen greife ich aus der 
Fülle hoheitlicher Eingriffe in Verkehrsstruktur und Verkehrsablauf der 
Städte heraus: 

4 Zu Bologna siehe Wink/er, Piano della mobilitä per la cittä di Bologna. in: Para­

metro Nr. 1n, 1990, S. 1-67. Interessante rechtswissenschaftliche Arbeiten liegen 

vor aus der Schweiz: Schauwecker, Verkehrsfreie Innenstädte, 1976; R M. Meier, 

Verkehrsberuhigungsmaßnahmen nach dem Recht des Bundes und des Kantons 

Zürich, 1989. 

5 Die "liberta di circolazione stradale" mündet in den "uso delle strade" einschließ­

lich des "libero uso del mezzo". Grundlegend Entsch. des italienischen Verfas­

sungsgerichtshofs vom 12.3.1965, in: Giurisprudenza constitutionale 1965, S. 

106 ff. - Bedeutsam für die italienische Praxis ist auch die Rechtsprechung des 

regionalen Verwaltungsgerichts Lazio. Siehe etwa Entsch. vom 30.4.1975, in: 11 

foro italiano 1976, III, Giurisprudenza amministrativa, S. 190 ff.; vom 13.1.1984, 

a.a.O„ 1984, S. 210 ff.; vom 9.6.1988, a.a.O., 1988, S. 298 ff. - Das italientische 

Fachschrifttum ist - ähnlich wie in Deutschland - kaum mehr überschaubar. 

6 Siehe Ronellenfitsch, DAR 1992, S. 321 ff. 
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Fließender Verkehr: - Einräumung von Präferenzen für den ÖPNV, 
z.B. durch Busspuren und Vorzugsschaltung 
an Lichtsignalanlagen 

Ruhender Verkehr: 

zeitlich unbegrenzte Aussperrung von Kraft­
fahrzeugen mit bestimmten Verkehrszielen 
aus bestimmten Straßen oder Straßenzügen, 
z.B. Berufspendler, Einkaufs- oder Fremden­
verkehr 

regelmäßige Aussperrung des allgemeinen 
Verkehrs während bestimmter Tage oder be­
stimmter Stunden unter Belassung des sog. 
Anliegerverkehrs 

Rückbau von Straßen 

Neuverteilung des öffentlichen Straßenraums 
zugunsten von öffentlichem Verkehr, Fußgän­
gern und Fahrradfahrern. 

Maßnahmen zur Beschränkung der Möglich­
keiten des ruhenden Verkehrs, z.B. durch An­

ordnung von Parkverboten oder durch Park­
ratt..T!lbewirtsch~ftung zu hohen Parkraument­
gelten, stehen in der Programmatik der deut­
schen Städte ganz oben ("Parkraummanage­
ment"). 7 Die Grundidee ist einfach: Wer in der 
Innenstadt keinen öffentlichen Parkplatz findet 
oder nur einen öffentlichen Parkplatz zu ho­
hen Preisen8

, sucht die Innenstadt mit dem 

7 Speziell zur Parkraumplanung siehe statt vieler: Beiträge zum ruhenden Verkehr. 

in: Veröffentlichungen aus dem Institut für Straßen- und Verkehrswesen Stutt­

gart, 1989. 

8 In Bayern können beispielsweise für "Gebiete mit besonderem Parkdruck11 bis zu 

2,50 DM je angefangene halbe Stunde verlangt werden. Siehe Bayer. Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über Parkgebühren vom 3.7.1991, BayGVBl. S. 

185. 
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Kraftfahrzeug nicht mehr oder nicht mehr so 
häufig auf. 

n 

Ausgeklammert bleiben die fiskalisch orientierten Konzepte:t, Stich-
wort: Abgaben für den innerstädtischen motorisierten Verkehr. Verwie­
sen sei hier auf vieles und vor allem auf den jüngsten Beitrag meiner 
Doktorandin Monika Jachmann.10 Auch einen anderen, ebenso interes­
santen Aspekt nehme ich vom folgenden Vortrag aus: die Tendenz oder 
jedenfalls Anzeichen für eine 11Privatisierung" der öffentlichen Verkehrs­
fläche. Zwei Beispiele nenne ich: Verträge der Städte mit Berufspend­
lern über die entgeltliche Nutzung sog. Anwohnerparkplätze während 
der Tageszeit und die Reservierung von Parkflächen für sog. Stadtautos. 

9 Zur Frage des Einsatzes des baurechtlichen Instituts des Stellplatznachweises 

und der Ablösebeträge zur Finanzierung von Maßnahmen zur Verbesserung des 

ÖPNV siehe D. Böckenförde, Die novellierten Regelungen der Landesbauord­

nungen - ein wirksamer Beitrag zur Lösung der Parkraumproblematik?, in: 

Festschrift für Gelzer, hrsg. v. Lenz, 1991, S. 181 ff.; siehe auch "Parken in Frank­

furt", hrsg. v. Magistrat der Stadt Frankfurt/M., 1990. - Hinzuweisen ist noch im 

Zusammenhang mit der Instrumentierung von Eingriffen in den innerstädtischen 

Verkehr auf§ 40 Abs. 2 BlmSchG. Ein Entwurf der noch ausstehenden Rechts­

verordnung zu dieser Vorschrift ist gegenwärtig in der Diskussion. 

10 Jachmann, NVwZ 1992, S. 932 ff. Siehe auch Murswiek/Wi.lms, Die Entlastung 

der Städte vom Individualverkehr durch Abgaben und durch Geldleistungspflich­

ten, Rechtsgutachten, 1992. Zur "Einsetzbarkeit" von Festsetzungen in Bebau­

ungsplänen für Zwecke der Verkehrslenkung siehe OVG RhPf, Urt. vom 

14.11.1990, NVwZ-RR 1992, S. 342 f. 
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II. RECHTLICHE SCHWERPUNKTPROBLEME DER EIN­

GRIFFE IN STRUKTUR UND ABLAUF DES INNER­

STÄDTISCHEN VERKEHRS 

1. Allgemeine Feststellungen 

Die verkehrsrechtliche Situation in den Groß- und Mittelstädten der 
Bundesrepublik läßt sich durch zwei Feststellungen charakterisieren. Sie 
dürfen im folgenden gleichsam als Themamelodie in Ihren Ohrenblei­
ben. 

Erstens: Die Städte setzen zur Bewältigung ihrer Verkehrsprobleme 
mit hoheitlichen Mitteln auf das Straßenverkehrsrecht. Die Instrumente 
des Straßenrechts setzen sie nur ein, soweit sie eine schon vorliegende 
und eindeutige Rechtsprechung zur Anwendung zwingt. Das Straßen­
recht und insbesondere die Teileinziehung gelten als Ordnung und Ord­
nungsinstrument des Innen-Innenstadtverkehrs. Im juristischen Weltbild 
der Verkehrsplaner gilt das Straßenrecht als das Ordnungsmodell der 
Fußgängerzone. Dort hat es sein behütetes Reservat. Der Innenstadtver­
kehr und seine Steuerung sind aus der Sicht der Städte Sache des Stra­
ßenverkehrsrechts. 

Zweitens: Die Städte schöpfen das Straßenverkehrsrecht und insbe­
sondere die Befugnisse des § 45 StVO exzessiv aus. Sie dringen in 

Grenzbereiche seiner inneren Anwendungsfähigkeit vor. Natürlich kön­
nen viele - meist selektierende - Verkehrseingriffe ganz traditionell -
11Leichtigkeit des Verkehrs" - damit begründet werden, nur eine Verrin­
gerung der Verkehrsmenge lasse den Restverkehr wieder fließen. Sicher 
ist aber auch, daß die intensive Administrierung des modernen Groß­
stadtverkehrs nicht ohne die 1980 erfolgte Erweiterung der Anord­
nungsgründe des § 45 StVO um die spezifisch umweltrechtlichen und 
städtebaulichen Gesichtspunkte - Schutz der Wohnbevölkerung bzw. 
der Bevölkerung vor Lärm und Abgasen und U nterstützullg der städte­
baulichen Entwicklung - denkbar wären.11 

11 Siehe dazu Steiner, NJW 1980, S. 2339 ff. 
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Auf beide trscheinungsformen einer Art Prüfung der "tseiastbarkeit" 
des Straßenverkehrsrechts komme ich im folgenden zurück. Vorab aber 
sei bemerkt: Rein instrumentell muß das Straßenrecht nicht zweite W ah1 
sein. Die nachträgliche Widmungsbeschränkung eignet sich für die Fein­
steuerung nicht weniger als das Straßenverkehrsrecht auch: Sie kann -
zumindest bei straßenrechtsfreundlicher Auslegung - nach Benutzungs­
arten, Benutzerkreisen, Benutzungszwecken und Benutzungszeiten diffe­
renzieren.12 Ferner: Ursprüngliche und nachträgliche Widmungsbe­
schränkungen können im Grundsatz von allen öffentlichen Interessen -
verkehrlichen im engeren Sinne, Gesichtspunkten des Umweltschutzes 
und nicht zu.letzt solchen städtebaulicher Art - getragen werden. Die 
Tatbestandsvoraussetzung "überwiegende Gründe des öffentlichen 
Wohls" kann jedes verkehrsbezogene öffentliche Interesse gleichsam 

- 1'2 - -- - - - - - - -- - - -· aufsaugen. J.J Am materiellen Straßenrecht kann es nicht liegen, daß die 
Städte den Eindruck erwecken, die Entscheidung für oder gegen die 
Anwendbarkeit und die Anwendung des Straßenverkehrsrechts sei eine 
Entscheidung über die Effizienz ihrer Verkehrssteuerung. Der Grund ist 
ein anderer: Die Präferenz für "Krisenmanagement durch Straßenver­
kehrsrecht" ist die Entscheidung für das vielleicht letzte deutsche Ver­
waltungsverfahren zur Herstellung belastender Verwaltungsakte mit ei­
nem verhältnismäßig geringem Geräuschpegel: Kein externes Verwal­
tungsverfahren (§ 28 Abs. 2 Nr. 4 BVwVfG), keine aufschiebende Wir­
kung von Widerspruch und Anfechtungsklage(§ 80 Abs. 2 Nr. 2 VwGO 
entsprechend) sowie - kommunalpolitisch wichtig - Korrektur getrof­
fener Anordnungen °freihändigt•, weil frei von den Tatbestandsvorausset­
zungen des § 49 Abs. 2 BVwVfG, und zwar auch dort, wo ihre Beseiti­
gung oder Abänderung eine günstige Rechtslage aufbebt.14 Anders da-

12 Beispielhaft § 6 Abs. 3 StrWG NW und jetzt § 6 Abs. 2 Brandenburg.StrG. Siehe 

auch Steiner, NVwZ 1984, S. 201 (204). 
13 Siehe BW VGH, Urt. vom 25.6.1981, DÖV 1982, S. 206 mit Anm. Steiner, DÖV 

1982, s. 555 ff. 
14 BVerwG, Beschl. vom 26.10.1976, DÖV 1977, S. 105 (106); HessVGH, Urt. vom 

16.4.1991, NVwZ...RR 1992, S. 5 (6). Zur Frage der Aufhebbarkeit von straßen­

verkehrsrechtlichen Ge- und Verboten und sonstigen verwaltungsrechtlichen 
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gegen bekanntlich das straßenrechtliche Teileinziehungsverfahren: Je­
dermann-Beteiligung und frühe Publizität. Hinzu kommt aus der Sicht 
der Städte: Die Rechtsprechung gibt auch bei Verkehrsverboten und 
Verkehrsbeschränkungen nicht - wie manchmal geglaubt wird - tota­
len Rechtsschutz; der Umfang der richterlichen Kontrolle auf Klage des 
einzelnen ist eingeschränkt.15 Staatliche Ingerenzen 11über11 § 44 StVO 
trüben das Vergnügen am Einsatz straßenverkehrsrechtlicher Anord­
nungen offenbar nicht. Denn die vorgeordneten Straßenverkehrsbehör­
den sind - auch in der Rechtskontrolle - weithin zurückhaltend. Sind 
sie es nicht, sucht man den Rechtsschutz. Die Rechtskontrolle überneh­
men weithin die Gerichte auf Klagen von Betroffenen. Dem Juristen 
verlangt diese Situation die Fähigkeit zur Entscheidung zwischen zwei 
Übeln ab: Erweitert er den obligatorischen Anwendungsbereich des 
Straßenrechts zu Lasten des Straßenverkehrsrechts, entzieht er mögli­
cherweise den Städten die gebotene juristische und praktische Effizienz 
bei der Bewältigung der Verkehrsprobleme. Erfüllt er die "Gebietsan­
sprüche" des Straßenverkehrsrechts zu Lasten des Straßenrechts, so be­
geht er 11Hochverrat am Straßenrecht11

, für ein Mitglied dieses Arbeits­
kreises eine belastende Perspektive. 

2. "Binnenprobleme" des Straßenverkehrsrechts 

Für die Behandlung der spezifisch straßenverkehrsrechtlichen Pro­
bleme habe ich hier keine Zeit und kein Mandat. Ich beschränke mich 

Fragen des Verkehrszeichens siehe Manssen, Öffentlich-rechtlich geschützte In­

teressen bei der Anfechtung von Verkehrszeichen, in: NVwZ (demnächst). 

15 Ähnlich wie im Planfeststellungsrecht ist der Umfang der richterlichen Kontrolle 

straßenverkehrsrechtlicher Ge- und Verbote auf Klagen des Verkehrsteilneh­

mers hin darautltin beschränkt, ob die tatbestandlichen Voraussetzungen für die 

Anordnung vorliegen, die Maßnahme geeignet und erforderlich ist und ob die 

(öffentlich-rechtlich geschützten) Eigenbelange des Verkehrsteilnehmers mit den 

(entgegenstehenden) öffentlichen und privaten Belangen gerecht abgewogen 

wurden. Eine umfassende Abwägungskontrolle findet nicht statt. Siehe BVerwG, 

Urt. vom 3.6.1982, Buchholz 442.151, § 45 StVO, Nr. 12, S. 6 (8); aA. wohl 

BVetwG, BayVGH, Urt. vom 9.11.1983, NVwZ 1984, S. 383 (384). Siehe auch 

VG Bremen, Urt. vom 9.9.1991, NZV 1992, S. 335 (336). 
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auf ein Problem und zwei Anwendungsbeispiele dieses Problems: die 
Grenzen der Belastbarkeit straßenverkehrsrechtlicher Anordnungen auf 
der Grundlage des § 45 StVO. Die Stadt Heidelberg - um die Praxis 
beim Namen zu nennen - verbietet - wie teilweise andere Städte 

auch - den Lkw-Verkehr in Wohnstraßen in Zeiten eines erhöhten 
Ruhebedürfnisses und nimmt von diesem Verkehrsverbot sog. lärmarme 
Nutzfahrzeuge aus. Die Stadt Stuttgart beabsichtigt nach einer jüngeren 
Zeitungsmeldung, den Innenstadtverkehr auf sog. schadstoffarme Fahr­
zeuge zu beschränken.16 In beiden Fällen werden die Maßnahmen auf 
die umweltrechtlichen und städtebaulichen Anordnungsgründe des § 45 
StVO gestützt. Die Grundproblematik dieser Maßnahmen ist klar: Die 
Anordnung von Verkehrsbeschränkungen und Verkehrsverboten im 
Rahmen des § 45 bzw. die Gewährung von Ausnahmen knüpft an die Er-
füllung einer technischen Nonn für Kraftfahrzeuge an, die nach der 
St VZO nicht Voraussetzung für deren Zulassung zum allgemeinen Stra­
ßenverkehr ist. Die Straßenverkehrsbehörden schaffen so mittelbar eine 
Art örtliches Sonderrecht der Kraftfahrzeug-Zulassung. Sie treten an die 
Stelle des allgemeinen "Zulassungsgesetzgebers" und ersetzen dessen 
(noch) nicht getroffenen umweltpolitischen Entscheidungen. Unter zwei 
Voraussetzungen wird man solche straßenverkehrsrechtliche Maßnah­
men akzeptieren können. 

a) Zum einen: Das Verkehrsverbot bzw. die Ausnahme vom Ver­

kehrsverbot dient der Verwirklichung von Schutzzwecken des § 45 
StVO in bezug auf eine konkrete örtliche Situation, wie z.B. das be­
sondere Ruhebedürfnis einer Wohnstraße mit hoher Lkw-Frequenz 
oder dem Immissionsschutz der Bevölkerung in Gebieten mit ex~ 

trem hoher Abgasbelastung. Nur im Falle der Einhaltung dieser 
Bedingung wird verhindert, daß die StVO an die Stelle der StVZO 
tritt. Das Straßenverkehrszulassungsrecht gilt für die gesamte Bun­
desrepublik; von seiner Geltung können sich - auch nicht be­

reichspezifisch - ganze Städte ausnehmen. Natürlich muß immer 
auch eine Ermessensausübung in Anwendung des§ 45 StVO hin-

16 Siehe oben Fn. 3. 
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zukommen, die sich an den Gesichtspunkten Eignung, Erforder­
lichkeit und Verhältnismäßigkeit orientiert. 

b) Zum anderen: Die :r"vfaßnahmen der Straßenverkehrsbehörde müs­
sen an eine Differenzierung anknüpfen, die das geltende Recht der 
Kraftfahrzeugzulassung schon kennt. Dies wäre wohl bei den sog. 
lärmarmen Nutzfahrzeugen (§ 49 Abs. 3 StVZO i.V.m. Anlage XXI 
zur StVZO) der Fall. Wird die Benutzung bestimmter Straßen oder 
Straßenstrecken aus Gründen des Lärm- und Abgasschutzes nach 
§ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 StVO zum Schutz der Wohnbevölkerung 
ganztägig oder zeitlich begrenzt verboten, so kann nach§ 46 StVO 

eine Ausnahme zugunsten lärmarmer Fahrzeuge grundsätzlich 
rechtmäßig erteilt werden. Sie ist gerechtfertigt, wenn die Erstrek­
kung der Verkehrsbeschränkung auch auf diese Fahrzeuge mit 
Rücksicht auf deren technische Ausstattung nicht erforderlich oder 
unverhältnismäßig wäre. Die Amtliche Begründung zu§ 49 Abs. 3 
StVZO (u. II. 23.2)17 steht einer solchen Ausnahmegewährung 
nicht entgegen. Zwar ist dort klargestellt, daß "weitere Konsequen­
zen wie Ausnahmen von Verkehrsbeschränkungen einschließlich 
entsprechender Beschilderungen" "mit der Definition des 'lärmar­
men Nutzfahrzeugs' nicht verbunden sind". Gemeint ist aber wohl 
eine ipso iure-Rechtsfolge in der StVO, nicht die Einzelfa11ent­

scheidung auf der Grundlage der§§ 45, 46 StVO. Ähnlich ließe sich 
bei der Sonderbehandlung sog. schadstoffarmer Kraftfahrzeuge ar­
gumentieren (vgl. § 47 Abs. 5 StVZO i.V.m. Anlage XXV). Fehlt 
der technisch-normative Anknüpfungspunkt im Recht der Kraft­

fahrzeugzulassung, so steht § 45 StVO für derartige Maßnahmen 

nicht zur Verfügung. Zur Verfügung steht auch nicht die sog. Ver­
suchsklausel des § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO. Sie ist nicht auf die 
Erprobung geplanter, aber noch nicht in Kraft getretener Rechts­
vorschriften des Bundesministers für Verkehr zugeschnitten. Auch 

für das Straßenverkehrsrecht gilt: Eine Maßnahme ohne die erfor­
derliche gesetzliche Grundlage ist nicht schon deshalb rechtmäßig, 

17 VkBJ. 1985 /3, S. 78. 
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weil mit ihr erprobt wird, ob eine gesetzliche Grundlage geschaffen 

werden soll. 

3. Reichweite und Grenzen der "Überlagerungs-Fähigkeit" des 
Straßenverkehrsrechts 

a) Die Frage nach dem Verhältnis von Straßenrecht und Straßenver­

kehrsrecht, die im europäischen Vergleich vor allem eine Frage des 
bundesstaatlich geordneten deutschsprachigen Raumes ist18

, wird 
von der Praxis schwerpunktmäßig durch die Entscheidung zahlrei­
cher deutscher Städte aufgeworfen, dem motorisierten Individual­

verkehr (MIV) mit bestimmten Zielen - Berufspendler, Fremden­
verkehr, Durchgangsverkehr, Einkaufsverkehr - zeitlich unbe-
schränkt oder zeitlich besdrränkt und hier Vvieder differenziert nach 
Stunden oder Tagen durch entsprechende straßenverkehrsrechtli­
che Anordnungen die Benutzung der Innenstadt, von Straßenzügen 
oder einzelner Straßen zu verbieten. Hier finden Einwirkungen auf 
die Verkehrsstruktur statt, die sich dem nur teileinziehungsrecht­
lich geschulten Auge verschließen: Der Kraftfahrzeugverkehr bleibt 
in der Straße und nicht selten dem Anschein nach in der gleichen 
Menge wie zuvor. Das Nutzungsbild verändert sich äußerlich nicht. 

b) Die Frage nach der rechtlichen Bedeutung des sog. Vorbehalts des 
Straßenrechts oder besser der straßenrechtlichen Widmung zur Be­
stimmung des Nutzungskonzepts19 beantworte ich nicht mit einem 
Grundsatzreferat. Man muß nicht ohne Zwang in diesem Kreis 
zum Wiederholungstäter werden. Ich gehe mit Ihrem Einverständ­
nis - und auch ohne - zügig auf das entscheidende Stichwort zu: 
"Überlagerungsfähigkeit" des Straßenverkehrsrechts und der auf 
seiner Grundlage getroffenen Anordnungen. Diese Fähigkeit ge­
genüber der widmungsgemäßen Nutzung ist bekannt, ist anerkannt 
und wird herkömmlich mit der Formel umschrieben: Durch Maß-

nal1men auf der Grundlage des Straßenverkehrsrechts dürfen keine 

18 Siehe vor allem zur Schweiz Fn. 4. 

19 Siehe dazu und zum folgenden Steiner, Straßen- und Wegerecht, in: Steiner 

(Hrsg.), Besonderes Veiwaltungsrecht, 4. Aufl. 1992, Rdnr. 154 mit Nachweisen. 
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Nutzungszustände herbeigeführt werden, die im Ergebnis auf eine 
dauernde Entwidmung der Straße oder eine dauernde Beschrän­
kung der Widmung hinauslaufen. Bei der in der Fachdiskussion al­
lein strittigen, für die Praxis allerdings sehr wesentlichen Frage, was 
im Zusammenhang dieser Formel "dauerhaft", 11auf Dauer" oder 
"dauernd" bedeutet, dürfte eine mittlere Linie zutreffen. Anord­
nungen auf der Grundlage des§ 45 StVO können in ihrer Wirkung 
die Widmungsentscheidung des Straßenbaulastträgers überlagern, 
weil sie als Maßnahmen der Gefahrenabwehr zugunsten der in die­
ser Vorschrift geschützten Rechtsgüter und Interessen grundsätz­
lich situationsbedingt und nicht dauerhafter Natur sind. Sie bleiben 
in ihrer Geltung abhängig von der Dauer der Gefahrensituation, 
die ihre Vornahme veranlaßt hat; entfällt die Gefahr, entfällt die 
Maßnahme, weil sie nicht mehr erforderlich ist. Hinzuzufügen ist 
aber auch: Eine widmungsgemäße Nutzung kann durchaus von 
Verkehrsverboten und Verkehrsbeschränkungen verdrängt werden, 
deren Ende im Zeitpunkt der entsprechenden Verfügung noch 
nicht absehbar ist, weil sie von einem noch nicht überschaubaren 
Fortbestand der Gefahrensituation abhängen. Sind straßenver­
kehrsrechtliche Anordnungen nach § 45 StVO andererseits nicht 
durch diese Situationsabhängigkeit gekennzeichnet, z.B. weil sie 
städtebaulich begründet und auf Dauer konzipiert und ggf. durch 
bauliche Maßnahmen "gestützt11 werden, so können sie von dem 
dargestellten Überlagerungseffekt keinen Nutzen ziehen; denn die 
materielle Erweiterung des § 45 StVO um Gesichtspunkte des 
Städtebaus hat den auf landesstraßenrechtlicher Kompetenz beru­
henden 11obligatorischen" Anwendungsbereich der Widmung nicht 
zurückgedrängt.20 

c) Für die Bestimmung der "Regiebereiche11 von Straßenverkehrsrecht 
einerseits und Straßenrecht andererseits ist nun - und damit stelle 
ich meine These an die Spitze der weiteren Ausführungen - eine 
quantitative Betrachtungsweise nicht angemessen. Dies gilt in sach-

20 So zutreffend Brohm, Verkehrsberuhigung in Städten, 1985, S. 29. 
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licher und dies gilt in zeitlicher Hinsicht. Damit will ich zunächst 
sagen, was nicht zutrifft: 
(1) Es gilt nicht der Satz: Nimmt man von der Benutzung der 

Straße viele Verkehrszwecke heraus, so bedarf es einer Ände­
rung der Widmung; sind es weniger, bleibt die Anordnung 
dem Straßenverkehrsrecht vorbehalten. Konkreter: Straßen­
verkehrsrechtliche Anordnungen sind nicht schon deshalb zu­
lässig, weil verkehrliche Nutzung noch in erheblichem Umfang 
in der Straße verbleibt (etwa nach Ausschluß des allgemeinen 
Kraftfahrzeugverkehrs immerhin noch Fußgängerverkehr, Ta­
xen, öffentlicher Verkehr, Andienungsverkehr, Radfahrver­
kehr, Zufahrt zu bestehenden Parkhäusern usw.). 

(2) Es gibt weiter keine Rechtsregel dahingehend, daß zeitlich ge­
ringe Beschränkungen straßenverkehrsrechtlich, zeitlich um­
fangreiche Beschränkungen dagegen straßenrechtlich begrün­
det werden müssen. Nicht die Begrenzung auf Zeiteinheiten 
(Stunde, Tag/Nacht, bestimmte Tage) ist wesentlich, sondern 
die Wirkung der Maßnahme in die Zukunft hinein. 
Diese Gedanken darf ich näher ausführen. 

d) Verkehrsverbote und Verkehrsbeschränkungen müssen durch spe­
zifische Situationen, Lagen oder Ereignisse veranlaßt sein, die ein 
besonderes Gefahrenpotential für die in § 45 StVO geschützten 
Güter und Interessen begründen. Etwa: Steigerung der Kraftfahr­
zeugmengen an bestimmten Tagen, wie verkaufsoffenen Samstagen 
oder Feiertagen mit hohem Fremdenverkehrsaufkommen, oder zu 
bestimmten Stunden, etwa Berufsverkehr; ferner: unzureichender 
Verkehrsraum, besonders schutzwürdige Nutzungen, Ruhebedürf­
nis von Anwohnern in der Nachtzeit, Großveranstaltungen. Situati­
ons-, Lage- und Ereignisbezug ist der für die Abgrenzung maßgeb­
liche Gesichtspunkt und nicht ein quantitatives Prinzip. Deshalb 
muß als Leitlinie gelten: Die Realisierung eines primär städtebau­
lich geprägten und auf Dauer angelegten Konzepts für den motori­
sierten Individualverkehr in den Innenstädten hat mit straßenrecht­
lichen Mitteln zu erfolgen. Die Neukonzeption der Nutzungs- und 
Verkehrsfunktion von Straßen in der Innenstadt ist grundsätzlich 
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eine l'-.Jeukonzeption des \YidmungsgemäJ3en Verkehrs und damit 
auch der Widmung.21 Sie kann prinzipiell nicht von einer Summe 
einzelner, notwendig straßen- oder straßenstreckenbezogener stra­
ßenverkehrsrechtlicher Anordnungen getragen werden, auch wenn 

hinreichende Anordnungsgründe im Sinne des § 45 StVO vorliegen, 
wie z.B. der Schutz der Wohnbevölkerung vor Lärm und Abgasen, 
Sicherung der Flüssigkeit des stadtnotwendigen Verkehrs und die 
Unterstützung der städtebaulichen Entwicklung. Ein solches stra­
ßenrechtlich zu realisierendes Konzept ist im Zweifel anzunehmen, 
wenn der Kraftfahrzeugverkehr nur noch öffentlicher Verkehr und 
Erschließungsverkehr (etwa: Andienung, Zufahrt zu privaten 
Grundstücken und Parkhäusern) sein soll und sein darf. Gleiches 
gilt, wenn auf Dauer im Rahmen eines Innenstadtkonzepts der Be­
rufs(pendel)verkehr als Benutzungszweck aus den Innenstadtstra­
ßen oder der Lkw-Verkehr als einer bestimmten widmungsgemä­
ßen Nutzungsart generell und nicht nur zur Bewältigung bestimm­
ter "Lagen" aus den Straßen in Wohngebieten ausgeschlossen wer­
den soll. Gilt dies nicht, gilt auch der Vorbehalt der Widmung 
nichts mehr. 

4. Lassen Sie mich an diesen Teil meines Referates noch einen Fra­
genkreis anschließen, der ebenfalls die 11Überlagerungsfähigkeit" 
des Straßenverkehrsrechts betrifft. Das Ziel vieler deutscher Städte 
und Gemeinden, aber auch der zuständigen staatlichen Stellen, den 
Durchgangsverkehr durch die Innenstädte zu beseitigen oder zu 
beschränken, wirft besondere Rechtsprobleme auf, wenn es sich 
um die Ortsdurchfahrten von Straßen des überörtlichen, weiträumi­
gen Verkehrs handelt (Bundes-, Landes- oder Kreisstraßen). Praxis 
in der Bundesrepublik ist beispielsweise die Absenkung der allge­
meinen zulässigen Geschwindigkeit, Nachtfahrverbote für Lkw auf 

21 Falls sich für den Verkehr in den deutschen Innenstädten ein im wesentlichen 

einheitiiches Nutzungskonzept der In.nenstadtstraßen durchsetzen soiite, wäre an 

eine einheitliche Ausschilderung durch ein neu zu entwickelndes "Innenstadt"­

Schild zu denken. Es könnte im Falle einer Typisierung des Nutzungsbildes ein 

sog. muitigebietendes Verkehrszeichen nach Art der Zeichen 325 i326 mit Zo­

nencharakter sein. 



73 

Bundesstraßen und Maßnahmen der Verkehrsberuhigung mit dem 
Ziel einer etwaigen späteren Abstufung. Dazu zwei Bemerkungen. 

a) 7.war können grundsätzlich auch fiiT str~ßen des überörtlichen 
Verkehrs Maßnahmen nach§ 45 StVO getroffen werden, die den 
Durchgangsverkehr berühren und ihn einschränken. Wegen des 
Vorbehalts der Widmung kann aber der Durchgangsverkehr grund­
sätzlich nicht ausgeschlossen und auch nicht so beschränkt werden, 
daß dies einem Ausschluß gleichkommt.22 Erschwernngen des 
Durchgangsverkehrs können unter dem Gesichtspunkt des Schutzes 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung einschließlich des 
Schutzes der Anlieger vor Lärm und Abgasen getroffen werden 
(etwa: Anordnung von Geschwindigkeitsbeschränkungen, Maß­
nahmen zur Bevorzugung des ÖPNV) nach Maßgabe des § 45 
StVO, müssen aber durch die besondere örtliche Situation ge­
rechtfertigt sein. Auch ist eine strenge Prüfung im Hinblick auf 
Eignung, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit geboten. 

b) Dient die auf der Grundlage des§ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO -
sogenannte Erprobungsklausel - getroffene Anordnung der Vor­
bereitung einer straßenrechtlichen Entscheidung, insbesondere also 
einer Teileinziehung, so ist sie nicht zulässig. Diese Auffassung des 
vn. Stuttgart23 ist m.E. zutreffend. Das VG Stuttgart hat sich zu 
Recht auf kompetenzrechtliche Gesichtspunkte berufen; daher 
könnte auch eine Änderung der StVO in diesem Falle keine Ab­
hilfe schaffen. Freilich wäre daran zu denken, in die Bestimmungen 
der Länderstraßengesetze über Einziehung und Teileinziehung eine 
eigenständige straßenrechtliche Erprobungsklausel einzufügen. Auf 

22 Eine (zeitlich begrenzte) Sperrung für bestimmte Verkehrsarten als "straßensta­

tusnahe" Maßnahme kommt in Extremsituationen (gegenwärtige Gefahr für die 

äff entliehe Sicherheit, vor allem für Leben und Gesundheit der Verkehrsteilneh­

mer und der Anwohner) in Betracht. Näheres muß einer besonderen Untersu­

chung vorbehalten bleiben. 

23 Beseht. vom 27.6.1988, NVwZ 1989, S. 46 (48). Zur Reichweite der Versuchsklau­

sel des§ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO BW VGH, Urt. vom 14.9.1988, VBlBW 

1989, S. 225 ff. und nunmehr eingehend HessVGH, Beseht. vom 19.10.1992 - 2 

TH 246/92 (unveröffentlicht). 
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IV. 

... „ - „„ • „. . „ •'III! •• n ... .,. 'I 'I 'I•• ,... 
dleser üruncuage konnte der WIClDlungsgemaJje v erKenr vonaung 
beschränkt werden, wenn zu erwarten ist, daß für die beabsichtigte 
Maßnahme überwiegende Gründe des öffentlichen Wohls sprechen 
werden (vorläufige Sachprüfung). Die Bestimmungen über das üb­
liche Verwaltungsverfahren im Falle von (endgültiger) Einziehung 
und Teileinziehung könnten in einem solchen Fall außer Kraft ge­
setzt werden. Die vorläufige Maßnahme wäre zu befristen und auf 
der Grundlage entsprechender Anordnungen nach§ 45 StVO stra­
ßenverkehrsrechtlich zu kennzeichnen. Vorstellbar wäre auch, daß 
das Straßenrecht von sich aus die Anwendbarkeit des § 45 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 6 StVO zuläßt ("unselbständige Erprobungsklausel11

). 

ANLIEGERRECHTLICHE 11 BESITZSTÄNDE11 ALS 

RECHTLICHE UND POLITISCHE GRENZEN DER 

STEUERUNG DES INNENSTAD1VERKEHRS 

1. Problemstellung 

Für den Innenstadt'Jerkehr gibt es einen einfachen Zusammenhang: 
Wer den Kraftfahrzeugverkehr beschränkt, trifft häufig (auch) den An­
lieger als den Eigentümer oder Besitzer von Grundstücken in unmittel­
barer Nachbarschaft zur Straße. Beispiele dafür sind Ihnen allen gegen­
wärtig. Die Innenstadt ist ein Organismus. Das Kraftfahrzeug erhält ihn 
lebendig. 24 Es bringt die Menschen in die Stadt. In einer motorisierten 
Gesellschaft - im Mc Donald-Deutsch: drive-in-Gesellschaft - ist das 
zentrale Interesse des Eigentümers eines Grundstücks, daß dieses mit 
dem Kraftfahrzeug erreichbar ist. Genauer formuliert: Der Anlieger will 
die Erreichbarkeit seines Grundstückes durch den Kraftfahrzeugverkehr, 
der ihn interessiert. Er ist es denn auch, der sich mit rechtlichen Mitteln 
wehrt, wenn die Erreichbarkeit - vor allem als Folge der Einwirkung 

24 Siehe zu diesem Aspekt statt vieler Topp, Erreichbarkeit als Voraussetzung le­

bendiger Stadtzentren, in: Internationales Verkehrswesen 41 (1989), S. 332 ff. 
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auf den Gemeingebrauch, gleich ob im fließenden oder im ruhenden 
Verkehr - erschwert, eingeschränkt oder aufgehoben wird. Daraus folgt 
ein einfaches juristisches Gesetz: Das Maß dessen; was der Anlieger an 
Selbst- oder Drittnutzung einer Straße rechtlich beanspruchen kann, be­

stimmt weithin die Grenzen hoheitlicher Einflußnahme auf Verkehrs­
struktur und Verkehrsablauf. Man kann es auch anders ausdrücken: Der 
Spielraum des Verkehrsplaners wird maßgeblich von dem mitbestimmt, 
was das geltende Recht dem Anlieger an Möglichkeiten zur Verteidi­
gung des status quo - seines Besitzstandes also - einräumt. 

2. Die Quellenlage 

Das Straßenverkehrsrecht schweigt zum Anliegerstatus, das Straßen­
recht zeigt sich verschlossen. Die Vorschriften über den Straßenanlieger 
im deutschen Straßenrecht setzen bemerkenswerterweise mit einer 
Rechtsverneinung ein und nicht mit einer Rechtsgewährung:25 "Den Ei­
gentümern oder Besitzern von Grundstücken, die an einer Straße liegen 
(Straßenanlieger), steht kein Anspruch darauf zu, daß die Straße nicht 
geändert oder eingezogen wird". Diese Grundmelodie ist dem Leser des 
Gesetzestextes von der üblichen Gemeingebrauchsregelung her noch im 
Ohr; "Auf die Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs besteht kein 
Rechtsanspruch". Die Frage, ob der Anlieger damit der "Outlaw" des 
Straßenrechts ist oder doch Inhaber eines rechtlichen Grundstatus, be­
antwortet der Gesetzgeber nicht direkt. Er verpflichtet den Straßenbau­
lastträger lediglich zu angemessenem Ersatz oder zur Entschädigung, 
wenn auf Dauer Zufahrten oder Zugänge durch die Änderung oder die 
Einziehung von Straßen unterbrochen oder ihre Benutzung erheblich er­
schwert wird. Auch diese Regelung ist kein eigentliches "Wunschkind11 

des Gesetzgebers. Die Rechtsprechung hat ihn befruchtet26; es fehlte -

25 Siehe die Nachweise zu den entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen in Stei­

ner (Fn. 19), Rdnm. 97, 108. 

26 Zu Recht wendet Lorenz (Landesstraßengesetz Baden-Württemberg. 

Kommentar, 1992, § 15 Rdnr. 24) diese Entschädigungsbestimmung auch auf die 

Fälle an, in denen dem Anlieger derartige Nachteile aus einer nachträglichen 

Widmungsbeschränkung entstehen. 
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"rechtsbiologisch" formuliert - an eigenem politischem Zeugungswil­
len. 27 Unwichtig ist die Entschädigungsverpflichtung freilich nicht. Wer 
entschädigen mnß, entscheidet unter Umständen anders als der; dessen 
Maßnahmen ohne finanzielle Folgen bleiben. 11Positiver11 über den Anlie­

ger denken nur wenige Straßengesetze und hier bekanntlich das Stra­
ßengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen von 1983.28 Damit ergibt 
sich eine kuriose Situation: Was der Anlieger an einer deutschen Straße 
heute an Sonder-Rechten in bezug auf diese Straße hat und insbeson­
dere in bezug auf die Erreichbarkeit seines Grundstücks durch Kraft­
fahrzeuge mit Hilfe der Straße, ergibt sich nicht aus dem Gesetz. Man 
erfährt es nicht aus erster, eben parlamentarischer Hand. Die 
Rechtsprechung der Zivil- und Verwaltungsgerichte macht - salopp 
formuliert - die Anlieger-Musik, und das Notenwerk gibt die Eigen­
tumsgarantie des Grundgesetzes, also Art. 14 Abs. 1 GG ab. Die Anlie­
ger in Deutschland mußten sich mit Hilfe von Prozessen einen Grund­
status erstreiten, und sie haben es getan. Der Anlieger ist vor den Ver­
waltungsgerichten der eigentliche Prozeßaktivist in Fragen der Straßen­
benutzung, nicht der allgemeine Verkehrsteilnehmer. 

3. Die Rechtslage 

a) Vorab fast schon eine Schlußbemerkung zum Verhältnis von An­

liegergebrauch und Gemeingebrauch, obgleich ich Ihnen Hoffnung 
auf den Schluß noch nicht machen kann: Der Anlieger lebt 
zunächst einmal von der öffentlichen Straße und von dem Gemein­
gebrauch, der auf ihr eröffnet ist. Sein Gebrauch der öffentlichen 
Straße - also der Anliegergebrauch des deutschen Rechts - ist 
aber nicht nur ein positiver Reflex dieses Gemeingebrauchs, mit 
dessen Aufrechterhaltung er gleichsam steht und fällt. Bildlich ge­
sprochen: Der Anlieger lebt nicht nur von den Mobilitätsbrocken, 
die vom gedeckten Tisch des Gemeingebrauchs abfallen, und die 

27 Siehe Sieder/Zeitler/KJUezerjZech, BayStrWG, Kommentar, Art. 7 Rdnr. 3 ff. 

(Bearbeitungsstand Februar 1985). 

28 Dazu näher Pickert, Straßenrecht in NRW, Kommentar, 3. Aufl. 1989, Erl. zu 

§ 14 a StrWG NW. 
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eben nicht mehr abfallen, wenn er abgedeckt ist. Im Gegenteil: Der 
Anlieger hat seinen eigenen Rechtsstatus. Von dessen juristischer 
Tragfähigkeit ziehen der rechtlich eher labile Gemeingebrauch und 
der allgemeine Verkehrsteilnehmer Nutzen. Der Baden-Württem­

bergische VGH29 sieht dies zwar umgekehrt und formuliert: Der 
Inhaber eines gewerblichen Parkplatzes an einer Straße profitiere 
vom Gemeingebrauch an der Straße. Entfalle die Nutzbarkeit der 
Straße für Kraftfahrzeuge, so entfalle eine Erwerbschance, die ei­

gentumsrechtlich nicht geschützt sei. Der VGH sieht dies also um­
gekehrt, aber dankenswerterweise unzutreffend, oder vielleicht zu­

treffend, aber für einen sehr speziellen Fall. 

b) Das Herzstück des Anliegerstatus ist die Anliegerformel des Bun­
desverwaltungsgerichts. Das Gericht hat sie wohl seit dem Urteil 
vom 25. September 1968 unmittelbar aus der Eigentumsgarantie 
des Art. 14 GG entwickelt.30 Sie ist zwar in den Rändern unscharf, 
als Gewährleistung aber durchaus praktisch wirksam. Dank dieser 
Formel hat der Satz des BVerwG für den Anlieger an Folge­
Schrecken verloren, daß der Gemeingebrauch "als Recht dort" 
ende, 0 wo es für seine Ausübung an einem Substrat - d.h. an der 
Straße selbst - fehlt".31 Die Anliegerformel des BVerwG lautet 
bekanntlich in der unangrei_fbar schönen Sprache des Revisions­
richters: Der grundrechtlich gewährleistete Anliegergebrauch 
reicht soweit, '1wie die angemessene Nutzung des Grundeigentums 
eine Benutzung der Straße erfordere11

•
32 Dies wird dann ausgeführt, 

wenn auch nicht gefährlich präzisiert: Als angemessen wird "nicht 
schon jede Nutzung der Straße angesehen, zu der das Grundei­
gentum Gelegenheit bietet, sondern ausschließlich das, was aus 
dem Grundstück und seiner sowohl der Rechtslage als auch den 

29 BW VGH, Beseht. vom 16.7.1990, DÖV 1991, S. 168. Bestätigend BVerfG, 1. 

Kammer des L Senats, Beschi. vom 11.9.1990, N ... vwZ 1991, S. 358. 

30 BVerwG, Urt. vom 25.9.1968, BVerwGE 30, 235 (238 f.). 

31 BVerwG, Urt. vom 25.6.1969, BVerwGE 32, 222 (225). 

32 Siehe statt vieler Entscheidungen BVerwG, Urt. vom 29.4.1977, BVerwGE 54, 

1 ff.; vom 205.1987, N.JW 1988, S. 432 (433). 
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tatsächlichen Gegebenheiten entsprechenden Benutzung als Be­
dürfnis hervorgeht". 33 Speziell bei gewerblich genutzten Grund­
stücken erfaßt nach Auffassunt! des Gerichts der durch Art. 14 GG - - - - - - --- - - -- - -- - - -- -- -- - -- - c:7 - -

geschützte Anliegergebrauch "neben dem Zugang zur Straße und 
seiner Zugänglichkeit von der Straße her in bestimmten Grenzen 
auch solche Nutzungsmöglichkeiten der Straße11

, die "im Sinne des 
sog. Kontakts nach außen dem besonderen Verhältnis zwischen 
Gewerbegebiet und der Straße Rechnung tragen11

•
34 Im "Kern des 

Anliegergebrauchs" ist demnach eingeschlossen, daß die Verbin­
dung des Gewerbebetriebs zu dem davor liegenden Straßenteil in 
ausreichender Weise erhalten bleibt. Was im Einzelfall als 0 ausrei­
chend" anzusehen ist, könne aber nur von den Bedürfnissen des 
konkreten Gewerbebetriebs abhängen. Freilich wagt das 
BVerwG35 auch eine generelle und zugleich konkrete Aussage: Es 
könne "unter den heutigen Verhältnissen des Straßen- und Ge­
schäftsverkehrs" nicht zweifelhaft sein, daß die ausreichende Mög­
lichkeit, solche Grundstücke mit dem Kraftfahrzeug zu erreichen, 
grundsätzlich zu den Erfordernissen einer angemessenen Grund­
stücksnutzung gehöre. Die Formeln des Bundesgerichtshofs36 sind 
bekanntlich ähnlich: Er spricht vom garantierten "Kontakt nach au­
ßen", der Gewährleistung einer "genügendent' Verbindung zwischen 
Anliegergrundstück und Straße. "Sicherung der Erreichbarkeit des 
Grundstücks durch Kraftfahrzeuge auf dem Niveau einer Grund­
versorgung11 - so könnte man die Formeln zusammenfassen, also 

nicht Erhaltung des status quo, keine Sicherung auf dem Niveau ei­
ner Spitzenversorgung, keine Erreichbarkeit "de luxe11

, auch keine 
Anerkennung des "drive-in"-Prinzips. Für Einzelheiten der Entfal­
tung des Gedankens der Grundversorgung fehlt hier die Zeit, aber 
auch - zugegebenermaßen - die Fähigkeit zur stringenten Ablei-

33 BVerwG, Urt. vom 18.10.1974, NJVv 1975, S. 357. 

34 BVerwG, Urt. vom 15.11.1974, NJW 1975, S. 1528. 

35 BVerwG, Urt. vom 20.5.1987, NJW 1988, S. 432 (433). 

36 BGH, Urt. vom 10.11.1977, NJW 1978, S. 373 (374). Zusammenfassend Aust/ 
Jacobs, Die Enteignungsentschädigung, 3. Aufl. 1991, S. 262 ff. 
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tung. Was zum 11Kernbereich" der Anliegernutzung gehört, weiß 
man - wie bei anderen Kernbereichsformeln auch - erst dann, 
wenn man den fragt, der ihn erfunden hat.37 

c) Zur juristischen Klarstellung: Was nicht zum Kerngehalt des Anlie­
gergebrauchs gehört, ist auch von Art. 14 GG nicht geschützt, nicht 
etwas weniger oder wenigstens ein wenig, sondern gar nicht. 
Gleichwohl versinkt der Anlieger, dessen Interesse an einer be­
stimmten Nutzung der Straße aus Art. 14 GG "herausfällt", nicht in 
das juristisch Bodenlose. Denn der rechtliche Anliegerschutz ist 
zweigestuft. Auch wenn das konkrete Anliegerinteresse nicht von 
Art 14 GG erfaßt wird, so gibt es auf der sogenannten einfach­
rechtlichen Ebene eine Fortsetzung des Schutzes mit niedrigerem 
Niveau: Bei allen auf der Grundlage des Straßenverkehrsrechts und 
des Straßenrechts ergehenden hoheitlichen Maßnahmen zur Steue­
rung von Verkehrsmenge und Verkehrsart sind die Belange des 
Anliegers (im straßenrechtlichen Sinne) bei der Entscheidung an­
gemessen zu berücksichtigen, wenn diese Eigenbelange 

von einigem Gewicht sind; 
wahrscheinlich durch die Maßnahme erheblich betroffen wer­
den; 
ihnen die Schutzwürdii!keit im Sinne ihrer "Makelfreiheit11 

- - - ~ - - - - -- -- --

nicht fehlt 
und sie für die entscheidende Behörde erkennbar sind. 

37 Siehe aus der umfangreichen Rechtsprechung, die teilweise gibt und teilweise 

versagt, u.a. BVerwG, Beseht. vom 13.6.1980, VerwRspr Bd. 32 (1981), Nr. 101, S. 

475 ff.; vom 23.12.1980, Buchholz 442.151 § 45 StVO Nr. 10; Urt. vom 6.8.1982, 

NJW 1983, S. 770 f.; Beseht. vom 13.5.1985, Buchholz 442.151 § 45 StVO Nr. 15; 

vom 13.7.1988, NJW 1989, S. 729; Beseht. vom 20.12.1991, NVwZ-RR 1992, S. 

587 f. Vgl. ferner BayVGH, Urt. vom 14.11.1983, BayVBl. 1984, S. 150; BW 

VGH, Urt. vom 16.1.1990, DÖV 1990, S. 181 f.; Beseht. vom 16.7.1990, NVwZ 

1991, S. 387 (389); HessVGH, Urt. vom 26.6.1990, Verk.Mitt. 1991, S. 24 f.; OVG 

Koblenz, Urt. vom 14.11.1990, NVwZ-RR 1992, S. 342 (343); OVG Bremen, Be­

seht. vom 10.12.1990, NZV 1991, S. 125. Konzentrierter Überblick: DIIIT, Sperr­

maßnahmen in der City: Juristische und wirtschaftliche Aspekte, Bonn, Mai 1992. 
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Das heißt: Das Anliegerinteresse ist regelmäßig ein abwägungser­
heblicher Eigenbelang. Man darf diese Formel nicht überschätzen, 
man sollte sie aber auch nicht unterschätzen: 

Die Abwägungsformel zwingt gewiß nur zur umsichtigen Ent­

scheidung, nicht zu einem bestimmten Ergebnis. Eine routi­
nierte Verwaltung kann sich auf dieses Abwägungsgebot ein­
stellen. Der Belang des Anliegers wird in die Abwägung auf­
genommen, wird aber in der Abwägung - zum Bedauern der 
Verwaltung - durch andere Belange überwunden, eine Art 
praktizierte Krokodilstränentheorie (lexikalisch: geheuchelte 
Beileidsbezeugung, auf der Grundlage der Sage, daß das Kro­
kodil seine Opfer unter Tränen verschlinge).38 

Andererseits: Das Abwägungsgebot zwingt zur sorgfältigen 
Ermittlung der Entscheidungsgrundlagen. Denn der, der ent­
scheidet, weiß, daß seine Entscheidung gerichtlich kontrollier­
bar ist. 

V. SCHLUSSBEMERKUNG 

Lassen Sie mich mit der für Sie erfreulichen Aussicht auf den Schluß 
meines Referates noch kurz das Szenarium _wechseln und durch etwas 
Straßenrechtspoesie abrüsten. Vom Gebrauch der Ortsstraßen der 
Jahrhundertwende liest man bei Otto Mayer.39 

nMan hat eine erschöpfende Formel zu geben geglaubt, 
wenn man von der Straße sagte: sie diene dem allgemeinen 
Verkehr. Das ist gewiß ein Hauptpunkt oder der Haupt­
punkt. Aber Gemeingebrauch ist es auch, wenn die ge­
sprächigen Hausfrauen sich begegnen und nun für längere 
Zeit auf den eigentlichen Verkehr verzichten ... Der Stra­
ßenboden selbst vor dem Hausgrundstück wird in einer 

38 Brockhaus Enzyklopädie, Bd. 12, 1990, S. 535 (Stichwort: "Krokodile"). 

39 Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, 2. Bd., 3. Aufl. 1924, § 37 /S. 79 ff. 



Weise in Anspruch genommen, die mit dem Verkehr 
nichts mehr zu tun hat. Wagen halten daselbst und werden 
abgeladen, Brennholz wird niedergelegt, vielleicht auch 
klein gemacht, Kohlen werden zum Kellerloch einge­
schaufelt... Hier ist alles örtlich-sittlich und soweit Recht ... 
Ein großer Teil des Lebens der Bevölkerung spielt sich auf 
der Straße ab. Man läßt allerlei Geräte, Karren und Fässer 
da herumstehen, stellt sich des Abends Bänke vors Haus, 
um Luft zu schnappen, der Handwerksbetrieb findet teil­
weise auf der Straße statt, wie nicht minder die Kinderer­
ziehung". 
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Umfang und Dimension dieser straßenrechtlichen Probleme dürften 
nicht genügen, um die Speyerer Forschungsseminare mit Themen zu 
fijllen. Wir müssen also die ~AJternative ganz nüchtern sehen: Otto .l•layer 
oder Speyer. 
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